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Tag eS0 r dnun g.

1. Geschäftsbericht.
2. Neuwahlen der ständigen Ausschüsse.
3. Abnahme der Jahresrechnung pro 1906/07.
4. Haushaltsplan pro 1908/09.
5. Submissionswesen betr.
6. Nachtrag zu den •Vorschriften zur Regelung des Lehrlingswesens in Handwerks­

betrieben vom 17. Dezember 1901" in Verbindung mit den Anträgen mehrerer
Schlosser-, bezw. Schlosser- und Schmiede-Innungen des Herzogtums Braun­
schweig betr. Abänderung des § 9 der genannten Vorschriften.

7. Verschiedenes.

Anwesend sind die Herren: 0 s t e r loh, B ehr e n 5, G ö c k e, Woll e n web er,
Eie k e, Ha h n, K e t t 1e r, V ehe, M e y e r, Zen k e r, Hof f man n, M ä r t e n s,
Be r ger, Bur g d 0 r f, Ho r n e y, Wolf, S p r ö t g e, H i r s e kor n und Her b 5 t,
sämtlich aus Braunschweig; K ü h n e aus Vechelde; Fis ehe raus Thedinghausen;
Ca s sei aus Schöppenstedt; Kau f f man n, Kr 0 ne man n, K i e h n e, No ac k,
H ä r i g haus e n und K a n t ne r, sämtlich aus Wolfenbüttel; Wal kern e y e raus
Bleckenstedt; Ne d der m e y er, Kr e t zer, H a r d ewe g und Ge f fe r saus Helmstedt;
B 10 c k aus Schöningen; B i erb erg, R 0 s e, B r a c k e bus c hund E w i g, sämtlich
aus Gandersheim; W i 1h e l maus Seesen ; F r eis e und L u t t erb e r g aus Holz­
minden; B 1urne aus Stadtoldendorf; W i n n i g, Kau I i tz und Heu w 0 I d, sämtlich
aus Blankenburg a. H., sowie der mitunterzeichnete Sekretär der Kammer, Assessor
Bau m gar t e n.

Entschuldigt fehlen die Herren: Kr ü ger - Seesen und Pis tor i u s - Holzminden
und sind für diese deren Ersatzmänner, die Herren A h ren s-Gandersheim und Jak 0 b­
Holzminden erschienen.

Für den aus der Kammer ausgeschiedenen Herrn D res sei - Helmstedt nimmt
dessen erster Ersatzmann, Herr D ü e r k 0 P • Helmstedt, an den Verhandlungen teil.

Der Vorsitzende, Herr 0 s t e rio h eröffnet um 111/ 4 Uhr die Sitzung und begrüßt
die Anwesenden mit etwa folgenden Worten:

.Meine hochverehrten Herren! Ich heiße Sie heute herzlich willkommen und danke
Ihnen für Ihr pünktliches Erscheinen. Leider kann unser Kommissar, Herr Geh. Regierungs­
rat Dr. S t e g e man n an dieser Sitzung nicht teilnehmen, da er schon seit Dezember
erkrankt ist und augenblicklich noch zur Nachkur in Baden-Baden weilt.

Meine Herren! Unsere heutige Vollversammlung ist die erste, seitdem wir einen
neuen Regenten haben, und hat es Se. Hoheit, der Her zog - R e gen t J 0 ha n n
Alb re c h t verstanden, in der kurzen Zeit seiner Regierung sich aller Achtung und
LIebe. zu erwerben. Daß Se. Hoheit auch sehr viel Interesse für das Handwerk hat,
hatgrbereits bei verschiedenen Gelegenheiten bewiesen. Es ist deshalb unsere Pflicht,
auch aus Sr. Hoheit für das bisher bewiesene Wohlwollen .Unseren
aufrichtigsten auszusprechen. Diesen unseren Gefühlen lassen Sie uns dadurch
Ausdruck wir ein Hoch auf unseren Regenten ausbringen."

In das Hoheit, den Herzog-Regenten ausgebrachtedteifache Hoch
stit1lltnt~n ein.

bekannt, daß die VeJI'SaJ1ltJl1Wllg
Sat;zUJJ.g~n der Kalmmer(),rdplun:gsnläBig einbelllfense4
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Er teilt ferner noch mit, warum nicht, wie geplant, im Herbst vorigen Jahres
eine außerordentliche Vollversammlung habe stattfinden können. Die Kommission zur
Regelung des Submissionswesens habe am 2~. August u~d . 4. O~tober v. Js. ge- '
tagt. Die in diesen Sitzungen gefaßten~hlusse oder nchtiger .dle von der I\om­
mission als Grundlage für die Weiterberatungen empfohlenen preußischen Vorschriften
betreffend das Submissionswesen seien dann am 26. November v. Js. sämtlichen
Kammermitgliedern und Innungs-Obermeistem des Herzogtumszugesandt und dieselben
gebeten, der Kammer ihre eventuellen Abänderungswünsche zukommen zu lassen. Die
Antworten hierauf seien allerdings so langsam eingegangen, daß erst wieder am 12. Februar
d, Js. eine neue Sitzung abgehalten werden konnte. Danach wäre in einer kurzen
Eingabe an Herzogliches Staatsministerium der Standpunkt der Kammer klar gelegt.
In der Zwischenzeit wäre dann dem Vorstande vom Kommissar bekannt gegeben, es
möchten den Submissionsbed.ingungen möglichst die preußischen Vorschriften zu Grunde
gelegt werden. Offiziell sei. dieses der Kammer durch eine Ministerialverfügung mit­
geteilt, derzufolge der Reichskanzler durch besonderes Rundschreiben die einzelnen
Bundesstaaten ersucht hatte, bei einer etwa in Aussicht genommenen Neuregelung des
Submissionswesens nach Möglichkeit auf die von Preußen und dem Reichsamt des
Innem getroffenen Bestimmungen Rücksicht zu nehmen, damit die für die einzelnen
Bundesstaaten erlassenen Bestimmungen möglichst gleichartige sein möchten. Dieses
sei der Grund gewesen, ~arum die Versammlung im Herb s t nicht stattfinden konnte.

Die jetzige Versammlung sei deshalb so s p ä t einberufen, weil bei der Beratung
über die Vorschriften zur Regelung des Lehrlingswesens der Gesellenausschuß mitzu­
wirken habe, für diesen aber erst Neu- bezw. luwahlen hätten stattfinden müssen.
Letzteres sei bis jetzt nicht möglich gewesen, Herzogliches Staatsministerium habe
aber gestattet, die Versammlung noch für den Monat Mai einzuberufen. Die vorhandenen
Mitglieder vom Gesellenausschuß seien eingeladen, und würden auch zum Punkt 6
der Tagesordnung erscheinen.

Danach wird in die Tagesordnung eingetreten.

I. Geschäftsberieht.

Derselbe wird vom Sekretär erstattet wie folgt:

Meine Herren!

Wie alljährli~h. so habe ich Ihnen. auch heute wieder über die Tätigkeit der Hand­
werkskam~er Bencht zu erstatten. Derselbe erstreckt sich auf die Zeit vom 25. März 1901,
an dem die letzte ~ollversammlu~g stattfand, bis zum heutigen Tage. Sie werden
daraus. entnehmen können, ~aß .. die Geschäfte der Kammer mit jedem Jahre sich um­
fan~elchergestalten. Na~rhch .kannich nur die hauptsächlIcbsten Vorgänge in meinem
Bencht erwähnen und begmne In altgewohnter. Weise .Wieder mit der Erledigung der
letzten Plenarbeschlüsse.

. . Der. erste detseJ.ben bezog sich auf·das ."Submissionswesen"; hierauf brauche .ich
Jedoch ~cht r:abe:~mzugeben, da nachher bei Punkt 5 der Tagesordnung die Ange-.
legenheit ausführlIch zur Beratung •• kommf. .

Die beschlossenen Abänderungen der Statuten .der Ha d . k kamr . d·it "
erläut d •Ber"cht· .• ... ... • . . .".. . n wer s ammer smn}

.ern em . I • am 30. M.ärz v. Js. zur Kenntms Herzoglichen Staatsministeriumi~
Abtetlung des Innem, gebracht U?Qb.is aufdieim§ll Abs. 3vorge~ehene Tätigk~i~i
des~escbäftsfiihrenden ~usscl1l1SSes, wefür iiberflüssig gehaltenVl~ mittels.Minist~
resknpts vom. 22.. M~i 1~ en~gtiltiggenehmi~V1orden. ....:ifi.

Um .nun.• dle. ~lS~et1g!,at>eratteh.· kilnftige6epflögeüheit .•.• des .·geschäftsfiihten~
AUssch

Bes•
utisses emerscl1snaChjederRichttIngbinrechtfertigen zu kön~n.ande~~

um .. mmungen über dessen Bewgnisse im Statut<. •..•.•. .• . i •••••. • ....

stand in. sein.er JU.li-SimI· .. beScll.·.··.1·... ..• .• '. •. •.•. ., ... g..anz... zu. venn..e1.d.. 00, h3.tde.•••~

::~~~~~~~S:;:r
de.s gesch~~nden~uStsth~esialSiaeiiat&I-~· .• .•. ... ...>' ·L./1

mt(h ••• verpfbchtet,lbtltfi von .di~C~tlSse.~~:~:;:ll:·~~~;.(·. ..



-5-

Eine besonders wichtige, Änderung in dem Statut war die Erhöhung der Reise­
Kosten bei Eisenbahnfahrten von 5 Pfg. auf 6 Pfg. pro km und der für jede bei der
Reise außerhalb des Wohnorts zugebrachte Nacht zugebilligte Betrag von 4 Mark, wenn
Hin- und RUckfahrt an einem und demselben Tage einem Kammermitgliede wegen zu
weiter Entfernung nicht zugemutet werden kann. Hierauf mache ich Sie nochmals aus­
drücklieh aufmerksam.

Nicht genehmigt wurde dagegen die Abänderung der §§ 7, 8, 16 und 19 der
Vorschriften zur Regelung des Lehrlingswesens,sowie die Abänderung des Lehrvertrags­
formulars und zwar deshalb, weil die Bestimmung des § 10 der Statuten, wonach der
Gesellenausschuß bei der Beschlußfassung über Vorschriften, die die Regelung des Lehr­
lingswesens zum Gegenstande haben, mitzuwirken hat, nicht beachtet worden war. Ich
erwähne hierbei noch, daß die eigentliche Veranlassung zu dem Vorgehen der Auf·
sichtsbehörde eine vom Gesellenausschuß an Herzogliches Staatsministerium, Abteilung
des Innem, gerichtete Beschwerde über seine Nichtzuziehung zu den Beratungen der
Vollversammlung gebildet hatte, die in dem erwähnten Punkte als berechtigt anerkannt
war, Dieser Gegenstand wird demzufolge - aus der Tagesordnung werden Sie dies
auch schon ersehen haben - heute nochmals Ihre Aufmerksamkeit in Anspruch nehmen.

Wie Ihnen noch erinnerlich sein wird, hatte sich das Plenum auch damit einver­
standen erklärt, daß der Frage der Errichtung einer Wirtschafts- und Rechtsauskunfts­
stelle für das Handwerk sobald als möglich näher getreten werde. Hierzu möchte ich
bemerken, daß zur Förderung dieser Angelegenheit bisher noch nichts geschehen ist,
zumal erst abgewartet werden soll, wie das von der hiesigen Handelskammer geplante,
.aber vorläufig auch noch nicht ins Leben gerufene gleiche Institut sich in der Praxis
bewähren wird.

Die am Schluß der vorigen Vollversammlung von Herrn Uhrmacher-Obermeister
Zenker hieselbst zur Sprache gebrachten, von dem Königlich Preußischen Minister des
Innern am 4. Februar v. Js. erlassenen neuen Vorschriften über den Umfang der Be­
fugnisse und Verpflichtungen, sowie über den Geschäftsbetrieb der Pfandleiher sind
auftragsgemäß Herzoglichem Staatsministerium, Abteilung des Innem, mit der Bitte
unterbreitet, für das Herzogtum analoge Vorschriften, die gleichzeitig auch auf die öffent­
lichen Pfandleihanstalten Verwendung finden müßten, zu erlassen. Ob und welche
Maßnahmen daraufhin seitens Herzoglichen Staatsministeriums getroffen sind, ist dem
Vorstand nicht bekannt geworden, da ein Bescheid auf die Eingabe bis jetzt der Kammer
noch nicht zugegangen ist.

In der Berichtszeit sind auch wieder an Staats- und Kommunalbehörden. an den
Deutschen Handwerks- und Gewerbekammertag etc. eine größere Anzahl von Gutachten
erstattet. Erwähnenswert sind hauptsächlich diejenigen, die folgende Gegenstände
betrafen:

1. ein vom Preußischen Herrn Minister für Handel und Gewerbe an sämtliche
Regierungen des Deutschen Reichs, und demgemäß auch an Herzogliches Staatsmini­
sterium gerichtetes Schreiben, betr. den Eigentumsvorbehalt an Maschinen. - Das
Gutachten wurde an der Hand eines dem Schreiben beigefügten, vom Reichsjustizamt
aufgestellten Fragebogens, der 7 zum Teil sehr umfangreiche Fragen enthielt, nach
Anhörung der beteiligten Kreise sehr ausführlich erstattet und zwar in dem Sinne, daß
eine Änderung des zur Zeit auf Grund reichsgerichtlicher Entscheidung geltenden Rechts,
"Jj,()nach •der Eigentumsvorbehalt an zum Betriebe von Fabriken gelieferten Maschinen
*derbö~fiirwirkungslos erklärt ist, im Interesse des Handwerks durchausgebotenwä~.

. 2> eine' an •Herzogliches Staatsministerium gerichtete BeschwerderleSSdtneider­
:tneisters Himsteut.seesenwegenNichtberUcksichtigung mehrerer der Kam~erzugesari~ter
Schreiben. betreffend. die Gesellenprüfungen im Maurerbandwerkdes~iSf!$Vande&

,beim. . In ein~m l~ngerenBericht wurde. Herzoglichem StaatsminiStetiu~Abteilung

<tes·blnem,·. der .Sacl1vt-.rhalf.datgelegt und •• dabei '. der StandputJkt d!.Kannner .in.der
Angel~nheitzum.AttSdtuCk gebracht, daß das VorgebenHilU~t~tss~d1nicbtrecht­

fertig~pJasse. .Laut einemder~ Kammer •kurze Zeitdataufzugegapgen~BtsCbeide

Wlt.a~dldieBescb\\'erdeill$unbegriifidefZUrii~~;J"••••••..•.•..••..•.•.•..•. "...••...••••
~.eip .....nHe~güch~.StaatsminiSteriumgeri~.·~ .•~·.~i~ClJle~ .••••Umburg.

<ittelde...~.••.. qew-:dmmg •.. eines ...• Stipendi~;ffit'~t.~/4et.~dWerker" und
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bezw. AUl~delbnulDg

Kunstgewerbeschulezu. Hannover........ Das Gesuch wurde befürw~rtet, vom Herzoglichem
Staatsministerium aber aUS dem Vorstande nicht bekannten Grunden abgelehnt.

4. den Entwurf eines Gesetzes betr. die Abänderung des Gesetzes zur Bekämpfung:
des unlauteren Wettbewerbs vom 27. Mai 1896. - Da der Vorstand großen Wert darauf
legte, daß der Wortlaut des Gesetzentwurfes allen Innungen des Landes bekannt würde
wurde derselbe, wie Sie wissen, zunächst im "Handwerksbo!~" veröffentlicht und jeder­
Innung ein Exemplar dieses Blattes mit dem Ersuchen um Außerurig übermittelt. und
dann auf Grund der eingegangenen Antworten Herzoglichem Staatsministerium ein Gut­
achten erstattet. Ichwill hierzu noch bemerken, daß, von einigen kleinen Verbesse­
rungsvorschlägen abgesehen, wohl selten ein Gesetzentwurf solchen Beifall gefunden
hat, wie der genannte und es wäre deshalb zu wünschen, daß derselbe wie auch in
dem Gutachten mit hervorgehoben. ist, recht bald Gesetzeskraft erlangte.

5. den Entwurf eines Gesetzes über Arbeitskammern. An und für sich hatte ja
der Entwurf insofern gar keine Bedeutung fiir das Handwerk, als in einem Paragraphen
desselben ausdrücklich hervorgehoben ist, daß sowohl die Arbeitgeber, wie auch die
Arbeitnehmer, die den Organisationen des Handwerks angehören, ausgenommen bleiben
sollen. Der Vorstand hat aber im Einvernehmen mit den Innungen der Stadt Braun­
schweig, die in einer besonders dafür einberufenen Versammlung mit dem Inhalt des
Entwurfes bekannt gemacht wurden, gleichwohl Stellung zu demselben genommen, weil
mehrere Paragraphen Bestimmungen enthielten, die indirekt die Interessensphäre des
Handwerkerstandes berührten. In der Hauptsache bezogen sich die Mängel auf die
Kosten der Arbeitskammern, die von den Berufsgenossenschaften, und damit natürlich
auch von den Handwerksmeistern getragen werden soUen. Wie Ihnen inzwischen jeden­
falls schon durch Zeitungsnotizen bekannt geworden, hat der Entwurf im allgemeinen
große Anfeindungen erfahren, sodaß kaum darauf zu rechnen ist; daß er in seiner
jetzigen Fassung zum Gesetz erhoben wird. .

6. den Entwurf betreffend Abänderung der Bestimmungen der Gewerbeordnung
über die Sonntagsruhe im Handelsgewerbe. - Es wurde Herzoglichem Staatsministerium,
Abteilung des Innern, wie auch Herzoglicher Polizeidirektion mitgeteilt, daß eine Gefahr
für das Handwerk in der weiteren Ausdehnung der Sonntagsruhe nicht erblickt werde.
und deshalb Bedenken gegen den Entwurf nicht beständen, nur dürfte es sich empfehlen;
späterhin den Kreis der sogenannten Bedürfnisgewerbe, für die wie bisher auch ferner
Ausnahmen zugelassen werden könnten, etwas zu erweitern.

7. eine gemäß Beschluß des letzten Braunschweiger Handwerkertages an Herzog,
liches Staatsministerium, Abteilung des Innern, gerichtete Eingabe des Innungsausschusses
der Stadt Braunschweig wegen Aufhebung des Gründonnerstages als Festtag. - Die
Eingabe wurde befürwortet und gleichzeitig die Bitte ausgesprochen, Herzogliche Landes­
regierung möge dafür eintreten, daß die Landessynode der angeregten Frage näher trete ..
Nach einem der Kammer vor kurzemzugegangenen Ministerial-Bescheid hat dem in
der Eingabe ausgesprochenen Ersuchen nicht stattgegeben werden können. Herzogliches
Staatsministerium, Abteilung des Innem, meint nämlich, eine teilweise des
Verbots der Arbeit am Gründonnerstage würde Zur Folge haben, daß von anderer
die gleiche Vergünstignt.Ig.,verlangt und auf diese Weise die Beseitigung des
donnerstages als bürgerlicher Feiertag überhaupt. erfolgen würde. Eine Aufhebung
Gründ~n~erstages~s.k ir c.h 1 i c b er. Feiertag .• sei jetzt noch unangebracht,
das religiöse Ernpfmden weder Kreise der Bevölkerung durch eine Herabminderung
gar Aufhebung des althergebrachten und bewährten Feiertages eOl.pl11nclllcb verletzt

8. die von der GesdtäftssteUe des .Deutschen Handwerks-
tages Herzoglichem Staatsmini$terium. zur übersandte
Kunstgewerbeschulen.

9. mehrere bei HeJrzolgli(llJelitKre~;direktiollenzu~r()lfent)ütt:el und Ho:lzmihdc
eingebrachte Anträge betJreffE~nd Ne111grüUIIl.lng
Innungsbezirlcsbereits
fiirspl1ter vor.

10. die von .Herzoglicher Pll)liZl~rektil()ll·beaJ;,si(:h~~n AU$nahmebestiJlll1tlJ~~g
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bei sämtlichen hiesigen Innungen mitgeteilt, daß der Wunsch für den Erlaß von Aus­
nahmen zu dem bezeichneten Statut nur von Vertretern der Nahrungsmittelbranche und
des Barbier-, Friseur- und Perückenmachergewerbes ausgesprochen wäre.

11. mehrere bei Herzoglicher Polizeidirektion eingegangene Anträge wegen zwangs­
~weiser Zurückführung von Lehrlingen. - Es wurde die Ablehnung der Anträge anheim­
gegeben.

12. ein von derselben Behörde erbetenes Gutachten darüber, ob die Bestimmungen
des neuen Bäckereigesetzes auch auf den Inhaber einer hiesigen Pfefferkuchenbäckerei
Anwendung zu finden hätten. - In diesem Falle war es der Kammer nicht möglich
eine strickte Erklärung abzugeben und wurde deshalb der Polizeidirektion anheimge­
geben, -erst noch besondere Ermittelungen über die Art des Betriebes anzustellen.

13. mehrere seitens der zuständigen Herzoglichen Hochbau-Inspektionen an die
Herzoglichen Kreisdirektionen Braunschweig und Helmstedt, sowie an Herzogliche
Polizeidirektion hieselbst gerichtete Schreiben, betr. Vorschläge für die Bestellung von
Sachverständigen in Gemäßheit der Gewerbeordnungsnovelle vom 7. Januar v. Js. und
der zur Ausführung derselben erlassenen Braunschweigischen Verordnungen, die sich
.auf den sog. Befähigungsnachweis im Baugewerbe beziehen. - Nach Anhörung der
hierbei in Frage kommenden Innungen wurde eine Anzahl Sachverständiger in Vor­
schlag gebracht, und sind dieselben auch als solche bestellt.

14. einen bei Herzoglicher Kreisdirektion Helmstedt eingereichten Antrag auf Ver­
leihung der Befugnis zur Anleitung von Lehrlingen. :...- Da in diesem Falle schon die
Voraussetzungen hierfür gegeben waren, konnte der Behörde mitgeteilt werden, daß eine
besondere Verleihung nicht mehr nötig sei.

15. ein durch Ersuchen der Hannoverschen Baugewerksberufsgenossenschaft ver­
anlaßtes Schreibendes hiesigen Stadtmagistrats betr. die Feststellung der Ortsdurch-

{

schnittspreise für die Naturalverpflegung der Handwerkslehrlinge im Baugewerbe bezw.
Glaser-, Maler-, und Klempner-Handwerk.

16. die von der hiesigen Kaiserlichen Oberpostdirektion angeregte Frage der Ver­
gebung von Arbeiten und Lieferungen in größerem Umfange an Handwerkskorpora­
tionen. - Es wurde der Bescheid erteilt, daß seitens der Innungen es dankbar begrüßt
werden würde, wenn diese bei Lieferungen und Arbeiten für die Reichspost- und Tele­
graphenverwaltungen berücksichtigt werden sollten, und daß sich ein Teil derselben
auch bereit erklärt hätte, innerhalb der Innung besondere Vereinigungen zu dem Zwecke
zu bilden, soweit eben nicht die Innung schon selbst in Rücksicht auf ihren geringen
Mitgliederbestand in der Lage sei, solche Arbeiten und Lieferungen zu übernehmen.

17. zwei auf Veranlassung einer Potsdamer Firma seitens der Königlichen Eisen­
bahndirektion Berlin bei der ständigen Tarifkommission eingereichte und von dieser
auch angenommene Anträge wegen Aufnahme von frischem Gebäck in das im Deutschen
Eisenbahn-Gütertarif stehende Verzeichnis der zur Beförderung in Privatgüterwagen
zugelassenen Güter und wegen anderweiter Festsetzung der Frachtberechnung für ge­
brauchte leere Gebäckkästen. - Nach Anhörung der hiesigen Bäcker- und Konditoren­
Innung wurde der Eisenbahndirektion Altona, die die Kammer in dieser Angelegenheit
um Äußerung zu den Anträgen gebeten, ersucht, gelegentlich der General-Konferenz
der Deutschen Eisenbahnen auf die Ablehnung der von der Tarifkommission - bereits

.3Ilgeno..mmenen Aniräge hinzuwirken.
~"":""'.: ,.,.: .. > ....

l,~.<die .vom Stadtmagistrat Helmstedt angeregte Frage, ob eine Aktiengesellschaft
als solche<Mitglied einer Innung sein könne, oder nicht. - Das Gutach~en ~de in
dem Sinne erstattet, daß zwar die Oewerdeordnung keine, Vorschriften über die .. Zuge­
hörigkeitvün juristi&chen Personen enthielte, aber auf Grund eines. bestitnmt~preu~ischen
lt\inisterialerlasses~nicht ausgeschlossen sei, daß juristische .persotlfm.~ieInnungs.
tnitgUedschaft erweti>eIlJtönnten.. Demzufolge.hat •der .Y(){$tandd~Jll.~tadtmagistrat
anheillJgegeben, die •• Innun~mitgliedscbaft .der ben-effeqden •.•f"~~~Ur;fkennen.

19~die dUrchdenbiesigen ••• Stadtmagistrat der Kammer v~~e .f4'fltg~,obeine

hiesige~ub"W~lnlndlung,dienebeq ihrem eigentli~ettO~betde~$iebaucb
mitRepara~b~~, intiem •. ste ~lbstlndige .S<:h~1Qt\~~it~~,von
der·J?it1De~uQdschaft.eingelief~$.~h~rl[·.·al1~~.h""~~ederilli.Stllnd.. ~u
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setzen, innungspflichtig sei oder nicht. - Die Kammer hat sich im bejahenden Sinne

ausgesprochen. .
20. einen bei Herzoglichem Amtsgericht Braunsch~elg zu Protokoll.. g~gebenen

Antrag wegen Erteilung der vormundschaftliche~ Genehmtgu.ng. zum selbständigen Be­
trieb des Uhrmachergewerbes. - Nach Anhorung der hleslg~n Uhrmacher-Innung
wurde der genannten Behörde die Ablehnung des Antrages anhelmgegeben. .

2J. die vom, HerzogIichen Amtsgericht .Lutter a. Bbg. angeregte. Frage, ob der
Vorstand des hiesigen Rettungshauses befugt sei, bei Vorhandensein eines Vormundes.
an dessen Stelle für .die Zöglinge dieser Anstalt Lehrverträge abzuschließen. - Dem
genannten Amtsgerichte wurde geantwortet, .daß es sich in diesem Falle lediglich um.
die Auslegung besonderer in den Satzungen des Rettungshauses .aufge~ommener Vor.
schriften handele. und. deshalb die Entscheidung der Sache dem nchterhchen Ermessen
überlassen bleiben müsse.

22. ein von .demselben Amtsgerichte angefordertes Gutachten über die Frage, ob
bestimmte, von einem Dachdecker vorgenommene Arbeiten als freiwillige Arbeiten an­
zusehen seien, für die deshalb besondere Bezahlung verlangt werden könne. - Das.
Gutachten wurde im Sinne der von der hiesigen Baugewerken-Innung angeforderten
Äußerung erstattet.

Außer den aufgeführten wurden auch mehrere Gutachten abgegeben, die teils direkt,.
teils indirekt die Frage "Fabrik oder Handwerk" zum Gegenstand hatten.

Sie bezogen sich auf das 'Manufakturwaren- und Konfektionsgeschäft von Fritz
Kähne-Blankenburg, die Seifenfabrik der Firma Georg G. Apel hier, die Metallgießerei
und mechanische Werkstatt von Th. Emmel-Schöningen, sowie auf die Ziegelei der
Gebr. Barner-Hedeper, - Der Vorstand sprach sich dahin aus, daß die ersten drei
Betriebe als handwerksmäßige anzusehen, die Ziegeleien jedoch im allgemeinen nicht
unter den Begriff .Handwerk" zu rechnen seien.

Übrigens will ich hier gleich einschalten,' daß der Emmelsche Betrieb kürzlich
durch endgültige Entscheidung Herzoglichen Staatsministeriums, Abteilung des Innern,
als fabrikmäßiger Betrieb erklärt ist.

Neben der Tätigkeit auf. gutachtlichem Gebiete hat die Kammer ebenso wie im
Vorjahre sowohl aus eigenem Mtriebe als auch auf Grund besonderer bei ihr einge­
gangener Anträge. und dergleichen den zuständigen Behörden gegenüber die Interessen
der Handwerker in jeder. Beziehung tu wahren gewußt, was durch folgende ungefähr
in chronologischer Reihenfolge aUfietlihrte Tatsachen im Einzelnen bewiesen werden soll.

Eine an die Kammer gerichtete Eingabe des Pastors Keck-Herrhausen, betr. Be- .,
willigung einer Beihlilfe zu den durch die Einrichtung von Fortbildungskursen für die
Lehrlinge der Handwerksmeister in Dannhausen entstehenden Kosten wurde Herzog­
lichem Staatsministerium, Abteilung des Innem mit der Bitte unterbreitet, die Hälfte .•
der bereits erwachsenen und noch. erwachsenden Kosten auf die Staatskasse ftbemehme4
zu wollen. - Leider wurde jndes~iese Bitte nichterlnllt.

Eine von dem Deutschen Milller-Bund zu Leipzig schon im vorvorigen Jahrea~~r

den Deutschen Reichstag und.den Herrn Reichskanzler gerichtet gewesene, aber wege.l!i'
der seinerzeit erfolgten Auflösung. ~es Reichstags nicht mehr zur Beratung gekomme~~i";'

Petition betr. Einfilhrungeiner Umsatzsteuer fllrGroßmlihlen, die im abgelaufen~i:
Jahre erneuert ward, ist wiederum von. der Kammer unterstlitzt worden. •..•.••..... ;.

Infolge des mit jedem Jahre stärker'9lerdenden .Besuchs des h1esigen Handwetkttt[ ,
Lebrlingsheims sabsich der yor$nd.veranla~~bei Herzoglichem Staatsministe~~ .
un~ dem S~dtmagistrathiersel~dahin .• v()rste1Iig •zu werden, daß der Kamßler.~'
Emchtung eIDes. besonderen .(jeb~~desJütdiesesHeimindem hinter dem. Gil~
liegenden Oarten ein pö~~ ~P~~l aus(denenrllgnissen der sogenannten \V.
bau~steuer .zur Verffi~ng .~~~..•..• ~rdetlmöchte..Die ·betr.Eingabensind .in
BeZiehung .,von ErfOlg. gelttOn.t~n..>I:>etlnbeide~hörden hab~n •sich .. bel'
klärt, .dem ',!U~ d:r .~liIer~~Jtng.zl1t1'agen••·.·fm·einzelnen. W"ill .. icb.a~
Ang~legenheit niClrt\Ven.er~~h~:}~blllsiStdieselbeinzwiscl1en soweit.~i
~ß .1~ allernl~~ZeltJDlt~f!äU'~~llttd'*erk~rlehrlingsheitn~d~~
Iichkeitenne~n~breJ)J ", .•. ........i ••~~~äUtJJ.son$tfilrallede~
werkem n~licltal V~n~~'·V'~g,ge$tcllt,werden.soUet4
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werden kann. Ich will noch bemerken, daß auch Se. Hoheit, der Herzog-Regent, von
Anfang an lebhaftes Interesse für das Bauprojekt bekundet und namentlich darauf hin­
gewirkt hat, daß die Fassade des neuen Gebäudes, für das auch wieder alte abgebrochene
Gebäudeteile zur Verwendung kommen sollen, in keiner Weise gegen die des Gilde..
hauses zurücktritt.

Über das gesamte Gesellenprüfungswesen ist auf Grund der im Sommer v. Js.
bei den Innungen mitte1st Fragebogen gehaltenen Umfrage Herzoglichem Staatsmini­
sterium, Abteilung des Innern, eingehend Bericht erstattet. Letzteres hat daraus ent­
nehmen müssen, daß leider der größte Teil der Innungen es mit diesen Prüfungen
noch nicht Ernst nimmt und vielfach die neuere Gesetzgebung gar nicht beachtet. Die
Folge hiervon wird natürlich nicht ausbleiben; denn voraussichtlich wird eine gänzliche
Umgestaltung und Neuregelung des Prüfungswesens von Herzoglichem Staatsministerium
veranlaßt werden. Daß übrigens Herzogliches Staatsministerium ganz besonderen Wert
auf die ordnungsmäßige Abnahme der Gesellenprüfungen legt, beweißt Ihnen die Tat­
sache, daß Se. Excellenz, Herr Wirkl. Geh. Rat Hartwieg der vor einigen Wochen im
Gildehaus vorgenommenen theoretischen Prüfung der Tischler- und Fleischer-Lehrlinge
hiesiger Stadt beigewohnt hat, um sich persönlich von dem bei der Prüfung beobach­
teten Verfahren zu überzeugen.

_Bei dieser Gelegenheit soll auch nicht unerwähnt bleiben, daß wegen Nichtbe­
achtung der in der Gesellenprüfungsordnung enthaltenen Bestimmungen in mehreren
Fällen seitens der Kammer die fraglichen Prüfungen für ungültig erklärt worden sind
und deshalb nochmals haben vorgenommen werden müssen.

In gleicher Weise wie vor 2 Jahren ist auf Ersuchen des Vorstandes zu Beginn
dieses Jahres :eine Lehrlingsenquete auf Grund einer wiederum durch Herzogliches
Konsistorium bezw. die Herzoglichen Kreisdirektionen vermittelten Umfrage bei sämt­
lichen Pastoren des Landes eingeleitet. um genau feststellen zu können, wer und wieviel
von den Ostern konfirmierten -Knaben bei einem Handwerksmeister in die Lehre ge-
geben sind. .

Zweimal hat die Kammer sich auch veranlaßt gesehen, Beschwerden auf dem
Gebiete des Submissionswesens stattzugeben, und den Sachverhalt den zuständigen
Stellen mit der Bitte um Abhülfe zur Kenntnis zu bringen.

Herzoglichem Oberhofmarschallamt wurde die Mitteilung gemacht, daß eine Anzahl
Handwerks-Firmen in hiesiger Stadt unbefugterweise das Hofprädikat führten; es sind
daraufhin die nötigen Ermittelungen angestellt und, meines Wissens auch die betref­
fenden Firmeninhaber zur Verantwortung gezogen.

Auf Ersuchen der hiesigen Baugewerken-Innung ist bei Herzoglicher Polizei­
direktion beantragt, den Inhabern von zwei hiesigen Baugeschäften den Betrieb als
Bauunternehmer gemäß § 35 Abs. 5 der Gewerbeordnung zu untersagen. In dem
einen Falle ist der Antrag abgelehnt, in dem anderen hat die Kammer noch keinen
Bescheid erhalten.

Der hiesige Stadtmagistrat wurde ersucht, gegen die Inhaber von drei hiesigen
Fabrikbetrieben gemäß § 128 Abs. I der Reichsgewerbeordnung vorzugehen, und diesen
die betriebene Lehrlingszüchterei zu verbieten. Den Gesuchen ist bezüglich der Firma
Gebr, Eimecke, Gasmotorenfabrik und R. Aug. Wilke, Maschinenfabrik, stattgegeben.
in dem dritten Falle indes noch keine Entscheidung getroffen.

".< ,~,<1er Angelegenheit des Schlossermeisters Bruns-HoIzminden, die die Behörden
ein gan.zesJahr beschäftigt hat, erhielt kürzlich. die Kammer eine Entscheidung ,Her­
zoglicher Kreisdirektion Holzminden, wonach dessen Betrieb als fabrikmäßiger erkllrt
worden ist. (jegen diese hat der Vorstand sofort Rekurs bei HerzogUchemStaats-'
ministerium verfolgt.

Gegen den Geschäftsführer eines hiesigen Möbelmagazinsist Anzeige. wegen un­
lauteren Wettbewerbs erstattet. Derselbe, ist durch schöffengerichtliches Urtei1zu einer
Geldstrafe von 20 Mk. bezw., 3 Tage GefäQgniskostenvfiiqttigveptrteiIt..

~]flSO ist gegen einen a,-swärts,,wobnhaften ,Bautecb~iker.die Einleitung., eines
$trafyetfallrens. ,yegen lUlb$J~er .,Führung des •Titels .~~u~e\VerkSIDeister·,beantragt.
Die An~egetü;teitjst ,.~r,Zeitnoe~ ,in. de~~webe,d~wjfdn~ei~erderKammer
in den letzten tagen, zugegangenen NachriCht in dieseJnP'lUJebestimmt Anklage er-
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hoben, und zwar soll das Verfahren dann in der -Weise verfolgt werden, daß eine
Entscheidung in höchstrichterlicher Instanz über diese Frage herbeigeführt wird.

Auf Veranlassung des Vereins "Kinderwohlfahrt" in Berlin, der sich die Aufgabe
gestellt hat, sogenannte Kinderferienheime für die Kinder des Mittelstandes, speziell von
Handwerkern, in ganz Deutschland zu errichten, und dem die Gründung des ersten
dieser Art Heime in Nordholz bei Cuxhaven mit zu danken ist, ist seitens der Kammer
an Herzogliches Staatsministerium das Ersuchen gerichtet, geeignete Maßnahmen treffen
zu wollen, daß für die Kinder der Braunschweiger Handwerker ein Kinderferienheim
im Harz gegründet werden könnte; Herzogliches Staatsministerium hat sich darauf
im Prinzip sehr wohlwollend zu dem geplanten Unternehmen geäußert, will aber, bevor
weitere Schritte in der Angelegenheit unternommen werden sollen, erst abwarten, ob
und wie das Ferienheim Nordholz sich rentieren wird. - Da die Kammer jedenfalls
in dem Zweck des genannten Vereins eine große Errungenschaft erblickt hat, die un­
bedingt zu fördern sei, so ist sie als solche dem genannten Verein mit einem Jahres­
beitrage von 25 Mk. als Mitglied beigetreten. Der Vorstand hegt auch den Wunsch,
daß sich in unserm Herzogtum recht viele Handwerksmeister für das Unternehmen
interessieren möchten, damit möglichst bald die Gründung eines Zweigvereins für un­
seren Kammerbezirk erfolgen und dadurch um so leichter die Idee, ein Ferienheim im
Harz zu schaäen.. verwirklicht werden kann.

Auch die. Mitgliedschaft des Kolonial-Wirtschaftlichen Komitees in Berlin hat die
Kammer als solche mit einem Jahresbeitrage von 30 Mk. erworben, da der Vorstand
meinte, daß der Kammer in mancher Beziehung Vorteile dadurch erwachsen würden,
zumal die Absicht besteht, zur Belehrung dienende Mustersammlungen von Rohpro­
dukten aller Art für jedes Handwerk, also auch von Kolonialerzeugnissen anzulegen,
deren Beschaffung durch den erwähnten Anschluß an das Komitee natürlich bedeutend
erleichtert würde.

Dem Ersuchen der Geschäftsstelle des Deutschen Handwerks- und Gewerbe­
kammertages entsprechend hat die Kammer ebenso wie im Vorjahre zu eirier großen
Anzahl das Handwerk als solches angehender, unter anderen auch die Reichsgesetz­
gebung betreffender Fragen zum Teil in Form von gutachtlichen Äußerungen Stellung
genommen.

So wurde die Abänderung der Gebührenordnung für Zeugen und Sachverständige
in der Fassung vom 20. Mai 1898 befürwortet. Einem der Kammer zugegangenen
Berichte zufolge ist auch bereits von der genannten Geschäftsstelle eine entsprechende
Eingabe an den Herrn Staatssekretär des Reichsjustizamts, an den Reichstag und an
sämtliche Bundesregierungen abgesandt. Aus dem daraufhin vom Reichsjustizamt er­
folgten Bescheide ist zu entnehmen, daß eine Reform des Gebührenwesens in die Wege
geleitet werden soll.

Eine Anfrage des Kammertages, ob irgend welche Mißstände bezüglich der Hand­
habung des sogenannten Kinderschutzgesetzes hervorgetreten seien, ist verneint.

Außerdem ist ein Fragebogen, betr. die im Herzogtum existierenden Innungs­
Krankenkassen beantwortet.

Zu einem von einer auswärtigen Handwerkskammer bei der Geschäftsstelle Han­
nover eingebrachtem Antrage, daß die im § 127e Abs. 2 der Reichsgewerbeordnung
für den Fall des Berufswechsels der Lehrlinge festgesetzte Frist von 9 Monaten, inner­
halb deren diese an die Zustimmung ihres Lehrherrn für die Beschäftigung in demselben
Gewerbe bei einem anderen Arbeitgeber gebunden sind, auf die. Hälfte der Lehrzeit
~rhöht werden solle, hat der Vorstand sich im ablehnenden Sinne geäußert. Da der
größte Teil der übrigen befragten Handwerks- bezw. Gewerbekammern denselbeniStand"
punkt vertrat, hat der Kammertag davon Abstand genommen, die Angelegenbeitwe1ier
zu verfolgen. . ••.....

Der Vorstand hatsich mit
Handwerks- und
Arbeitsburschen im Handwerk ein:verstandE~n

.Kommission zur Regelung der Vlerb;anclsp;apiere .aulg~it~lten

förmUlare und . Lebrbriefe als ZW1Den~5pnm.*-td eralc~et.
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Die Korrespondenz der Kammer mit der mehrerwähnten Geschäftsstelle .bezog
sich ferner auf die Befreiung der Handwerker mit einjährig freiwilligem Zeugnis vom
Elementar- bezw. Zeichen-Unterricht der Gewerbeschulen und auf die Anrechnung der
Militärdienstzeit beim Eisenbahnregiment als praktische Gesellentätigkeit.

Eine Tatsache, die zwar nicht in direktem Zusammenhange mit den bisher er­
wähnten Angelegenheiten steht, aber meiner Ansicht nach verdient, in den Geschäfts­
bericht aufgenommen zu werden, will ich an dieser Stelle noch erwähnen. Sie betrifft
die sogenannte Untersuchung über die Wirkungen des Handwerkergesetzes vom 26. Juli
1897; bekanntlich hatte diese Enquete auf Veranlassung des Herrn Reichskanzlers im
Jahre 1905 stattgefunden. Im Kaiserlich Statistischem Amte bestand nun die Absicht,
das Ergebnis derselben im Januar d. Js. zu veröffentlichen. Hierin erblickte der Deutsche
Handwerks- und Gewerbekammertag insofern eine Gefahr für die Handwerks- bezw.
Gewerbekammern, als auf deren Tätigkeit aus der schon mehrere Jahre zurückliegenden
Untersuchung ungünstige Schlüsse gezogen werden könnten. Sein geschäftsführender
Ausschuß beschloß deshalb, die Enquete bezüglich der Tätigkeit der Handwerkskammern
zu wiederholen, richtete ein entsprechendes Ersuchen an das Kaiserlich Statistische Amt
und erreichte infolge des bereitwilligen Entgegenkommens des Reichsamts des Innern,
daß im Einvernehmen mit letzterem die Enquete bezüglich der Handwerkskammern
im November v. Js. wiederholt werden konnte. Ebenso wie alle übrigen Deutschen
Handwerkskammern hatte demgemäß auch die diesseitige Kammer einen ihr von der
Geschäftsstelle Hannover für den fraglichen Zweck zugesandten Fragebogen auszufüllen,
dessen Beantwortung, wie Sie ja wissen, nur dadurch möglich war, daß die Innungen
auf entsprechende Aufforderung der Kammer die gewünschten Angaben zukommen
ließen. Das auf diese Weise von sämtlichen Handwerks- und Gewerbekammern ge-'
wonnene Material ist dann dem Kaiserlich Statistischen Amte übermittelt und dort
sofort mit verarbeitet, sodaß das Ergebnis der nachträglich vorgenommenen Enquete
in der kürzlich im Druck erschienenen umfangreichen Denkschrift über die Wirkungen
des Handwerkergesetzes ebenfalls und zwar in einem besonderen Anhang Aufnahme
gefunden hat. Meines Erachtens ist somit der Zweck, den der Kammertag durch sein
Vorgehen verfolgt hat, in jeder Beziehung erreicht. Denn gerade aus der nachträglichen
Untersuchung geht zur Genüge hervor, daß die Deutschen Handwerks- und Gewerbe­
kammern sich im Laufe der letzten Jahre immer weiter entwickelt und auf Grund ihrer
regen Tätigkeit den Handwerkerstand entschieden gefördert und zu dessen Weiterkommen
beigetragen haben.

In der Berichtszeit liefen 7 Gesuche wegen Gewährung von Stipendien ein und
zwar des Arbeiters Wüste mann, um seinem Sohne den Besuch der Baugewerkschule
Holzntinden zu ermöglichen; des Schneidergesellen Georg Ha r t wie g - Braunlage für
die Teilnahme an einem Zuschneidekursus in der Schneiderakademie von Rud, Maurer­
Berlin; des Elektrotechnikers Johannes Kin der va t e r -Stadtoldendorf für die Fortsetzung
seiner Studien in der elektrotechnischen Lehr- und Untersuchungsanstalt des Physika­
lischen Vereins zu Frankfurt a./Main; des Malergehülfen Ga d a u von hier für den fer­
neren Besuch der Unterrichtsanstalt. des Königlichen Kunstgewerbemuseums zu Berlin­
des Schneidergesellen Rud. Weg eie ben hierselbst für den Besuch der Bekleidungs­
akademie zu Dresden, des Tischlergesellen Adolf V 0 I I i n g von hier für den weiteren
Besuch der Tischierfachschule zu Detmold. Von diesen wurden die drei ersten Gesuche
~~n.t, dagegen den drei letztgenannten Gesuchstellern Stipendien in <3esamthöhe
\'on !)O••~.•. bewilligt.

WieiJtJVorj~hre, wurde auch der Barbier-;. Friseur- und Perückenmacher-Innung
zu Schöningen~ndBraunschweig auf entsprechenden Antrag hin zum. Ankauf eineS
~ses für die. tJest~~istung der Lehrlinge im Schaufrisieren ein Geldhettagvon ins-

~1Il~.25 .• Mk. ft~eseIl"
"~l;aufe des~jah~ gingen ferner 15 Gesuche.,yegeJIMehreinstellung von
~lIrli~' •und 9.Oesue1le~•.i\?ldlrzung.der•Lebrzeit ein.·Von den .ersteren wUrde 1
von •...~.•. letzteren 3·.abgeletutt,aIIe •. anderen .genebmigt.

~~~/sigtder."~taJ1d..aucbllle~rfacb9rief1er~n..m~fente'
fiaDd~~~f~tt~g2:1t~~ und zwar in .··ca.8. PIl1et'lt. ~1J~ßStIndigen Po~
liZeibeböfderfGel~fvethlltgtbäbeß,iStdent.· v~a?maa··~··gewotdet1.
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Auch das Sachverständigeninstitut der Kammer ist seit der letzten Vollversammlung
wieder sehr in Anspruch genommen; .es wurden ebenso wie im Vorjahre 13 Sachver­
ständigen-Gutachten angefordert und auch erstattet, und den Bemühungen der Sachver­
ständigen gelang es in·1O Fällen, einen Vergleich zwischen den Parteien zu erwirken.
Bezüglich der Erledigung der weiteren 3 Fälle hat die Kammer keine Nachricht erhalten.
Der Wert des Streitgegenstandes betrug im Minimum 15 Mark, im Maximum 3061 Mark.

Buchführungskurse sind trotz meiner im vorigen Jahre hierzu gegebenen Anregung
in der Berichtszeit gar nicht abgehalten worden.

Dagegen haben auf Wunsch der hiesigen Barbier- etc, Innung und der Schuh­
macher-Innung je zwei Meisterkurse im Damenfrisieren und ein praktischer Kursus für
Schuhmacher stattgefunden. Diese beiden Kurse gewinnen insbesondere deshalb noch
im Bedeutung, weil Se. Exzellenz, Herr Wirk!. Geh. Rat Hartwieg Gelegenheit nahm,
sich von der Tätigkeit der Teilnehmer persönlich zu überzeugen. Diesem Umstande
haben es die bei den Innungen mit zuzuschreiben, daß ihnen auf ihr an die
Kammer gerichtetes und von dieser bei Herzoglichem Staatsministerium befürwortetes
Ersuchen eine namhafte Beihülfe zur Bestreitung der Kosten der für die Kurse nötigen
Anschaffungen aus Staatsmitteln zu teil wurde. Ausführlich ist ja derzeit schon im
"Handwerksbote" und in den Tageszeitungen über diese 'leranstaItungen berichtet worden,
sodaß ich nicht nötig habe, näher auf diese Kurse einzugehen.

Einen Damenfrisierkursus hat auch der erst im vorigen Jahre hier ins Leben gerufene
Damenfrisier- und Perückenmacher-Gehilfenverein veranstaltet. Diesem hat Herzogliches
Staatsministerium auf entsprechende Eingabe der Kammer ebenfalls einen kleinen Zu­
schuß bewilligt.

Hervorzuheben ist noch an dieser Stelle, daß der hiesigen Korbmacher-Innung
aus Anlaß ihres 225jährigen Bestehens für die von ihr gegründete Korbmacherstiftung
ein Betrag von 500 Mk. seitens Herzoglichem Staatsministeriums überwiesen und von
Sr. Exzellenz, Herrn Wirkl. Geh. Rat Hartwieg, der als beauftragter Vertreter Sr. Hoheit
des Herzog-Regenten zu der Jubelfeier erschienen war, persönlich dem Innungsober­
meister überreicht wurde.

Was das Innungswesen anlangt, so ist in diesem Jahre erfreulicherweise eine Zu­
nahme der Innungen zu verzeichnen. Neugegründet sind in der Berichtszeit eine Müller­
Innung und eine Tischler-Innung, beide zu Salder, die Schuhmacher-Innung sowie die
Tischler- und Stellmacher-Innung zu Ottenstein, also 4 Innungen; die Sattler- und Tape­
zierer-Innung zu Stadtoldendorf hat ihren Bezirk auf den Amtsgerichtsbezirk Ottenstein
ausgedehnt. Es existieren demnach zur Zeit 83 Zwangs- und 72 freie Innungen im
Herzogtum Braunschweig, insgesamt also 155 Innungen.

Der. Meisterprüfung haben sich 88 Prüflinge unterzogen und zwar aus dem Kreise
Braunschweig 37, aus dem Kreise Wolfenbüttel 14, aus dem Kreise He1mstedt 13, aus
dem Kreise Gandersheim 5, aus dem Kreise Holzminden 15. aus dem Kreise Blanken­
burg 4. . Bestanden ist dieselbe von sämtlichen Prüflingen.

Die Zahl der Meisterprüfungen wird, denke ich, jetzt immer mehr zuneblllmt.z~@J~
was Sie sicherlich interessieren wird, das Gesetz über den sog.kleitl~"ji~~n~.
nachweis in der Reichstagssitzung vom 1. d. Mts. in dritter Lesung t :~ngenOmmen -und
damit endgültig genehmigt ist. Ich füge noch hinzu, d.:tlUau.t R~ichstagsbeschluß das
genannte Gesetz bereits am 1. Oktober d, Js. in Kraft treten soll.

Seit der letzten Plenarsitzung sind auch wieder eine Anzahl Ehrenurkunden von
der Kammer verliehen worden und zwar' 13 Ehrendiplerne für 25 jährige ununterbrochene
'Tätigkeit in einem und demselben Geschäfte und ein Ebrenmeisterbrief, letzterer an dem
Glasermeister Fr. Oiem hierselbst zu seinem 50jährigen Meisterjubiläum. Ihm wurde
auch an seinem Ehrentage und ebenso dem Schlossermeister Pistorius sen... Holzminden
aus Anlaß seines 90jährigen Geburtstages in besonderer Anerkennung ihrer Verdienste
um das Handwerk das VeJ;diell$!kreuz I. Klasse des Ordens Heinrich des Löwen von
Sr. Hoheit dem Herzog-Regenten verliehen_· Pas Ehrenzeichen zu demselben Orden
-erhielten 12 H;wdweJksgesel1en.

Fo1gen<leSiultngcm sind.. im Laufe der.Be~~zeitabgehalten: 3 Vorstandssitzuugen.
:21Si~~de,$~bäftsfübrendenA~usses,eine Sitzung des Red:tnungsaussdJusses.
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eine Sitzung des Ausschusses zur Regelung des Lehrlingswesens, 3 Sitzungen der Kom­
mission zur Regelung des Submissionswesens.

Es fanden ferner 2 Obermeistertage in Eschershausen und Blankenburg statt, auch
wurde auf Anregung der Kammer am 5. Juli v. Js. von etwa 100 Handwerksmeistern
der Stadt Braunschweig die Bültener Gruben, Ilseder Hütte und das Peiner Walzwerk
besichtigt. Außerdem haben in dem genannten Zeitraum Vertreter der Kammer zu ver­
schiedenen Malen· an hiesigen und auswärtigen Sitzungen und Versammlungen etc, teil­
genommen, nämlich am 14. April v. Js. an der erstmaligen Prüfung der Lehrlinge der
von der Schmiede-Innung zu Wolfenbüttel errichteten Fachschule .daselbst.r am 17. Juni
v. Js. und 10. März d. Js. an je einer Sitzung der niedersächsischen Handwerkskammern
zu Hannover, am 21. Juni v. Js, an der Besichtigung der Provinzialmeisterkurse zu
Magdeburg, am 18, 19. und 20. August v. Js. an den Verhandlungen des allgemeinen
Deutschen Innungs- und Handwerkertages zu Eisenach, am 8. September v. Js. an der
4. Generalversammlung der Deutschen Mittelstandsvereinigung zu Straßburg, am 9., 10.
und .11. September v. Js, an den Verhandlungen des Deutschen Handwerks- und Ge­
werbekammertages daselbst, am 20. November v. Js. an einer Besprechung betr. Gründung
einer Zwangsinnung für das Tischler- und Stellmacher-Handwerk zu Ottenstein, am
22. März d. Js. an der mit Fahnenweihe verbundenen 225jährigen Jubelfeier der Korb­
macher-Innung hieselbst, am 29. April d. Js. an der konstituierenden Versammlung der
Müller-Innung zu Salder, sowie schließlich an einer größeren Anzahl der im vorigen
Monat und zu Beginn dieses Monats stattgefundenen theoretischen Gesellenprüfungen
hiesiger Innungen.

AuBerdem haben der Vorsitzende und der Sekretär, sowie die Obermeister der
hiesigen Bäcker- und Konditor-Innung und je ein Bäckermeister aus Braunschweig und
Oelper den am 19. April v. Js. im Gebäude des Herzoglichen Staatsministeriums unter
Vorsitz Sr. Exzellenz, Herrn Wirklichen Geheimen Raf Hartwieg stattgehabten Beratungen
über das am 1. Oktober v. Js. in Kraft getretene "Gesetz betr. die Einrichtung und den
Betrieb von Bäckereien und Konditoreien, sowie den Verkehr mit Bäcker- und Konditor­
waren" beigewohnt. Ich darf hier gleich noch hinzufügen, daß nach einem der Kammer
vor wenigen Tagen zugegangenen Ministerialbescheide auch der Erlaß eines "Gesetzes
über die Einrichtung und den Betrieb von Schlachtereien und Anlagen, in denen Fleisch­
und Wurstwaren zum Verkauf hergestellt werden, sowie über den Verkehr mit Fleisch­
waren geplant ist, und daß der betreffende Gesetzentwurf, der jetzt der Kammer zur
Begutachtung vorliegt, und mit dem Vorstande der hiesigen Fleischer-Innung auch schon
durchgesprochen ist, bevor er dem Ausschuß der Landesversammlung vorgelegt wird,
ebenfalls wieder im Ministerialgebäude unter Hinzuziehung von den Vertretern des
:Fleische~werbes beraten werden soll.

In der aerichtszeit sind unter Nichtberücksichtigung der periodischen Druckschriften
2641 Eingänge und 2138 Ausgänge, also insgesamt 4779 Nummern laut Journal
registriert. Ich bemerke, daB dieser Zahl weder Rundschreiben, Geldsendungen,
Postpakete und ähnliches mehr eingerechnet sind. Diese hinzugezählt, würde sich die
genannte Zahl noch ganz erheblich erhöhen.

Selbstredend ist das Bureau auch sonst wieder sehr rege durch mündliche und
ielephonische Rats- und Auskunftserteilung in Anspruch genommen. Eine Registratur
darüber ist jedoch nicht. erfolgt.

Qamit will ich meinen Bericht schließen. Sie werden hoffentlich daraus entnommen
liaben, worauf ich schon anfangs hinwies, daß die Kammer auch in verflossener
Periode eine rege Tätigkeit entwickelt hat Ich möchte aber immer wieder betonen, daß
-ohne Ime Mi~eit nichts zu erreichen ist. Darum unterstützen Sie den Vorstand jeder­
zeit, und wetmSi~.besondere Wünsche haben, so unterbreiten Sie dieselben der Kammer,
"'Wenn nötig, inf()tgl von ~nträgen, damit dieselben beraten und event. Beschluß
-4~r gefaStw~en~n.Oann wird der Erfolg nicht ausbleiben. -

hq••. Anschluß an..dell "G~~ht findet eine läniere Diskussion statt.
lJ~,F .. ~ i se •.ist 4er·~~g, daß die Tagungen der KalOmer öfter stattfinden

1llÜS" /N~<J~We. die>~t 4erretzten Vollversammlung verlIossell, sei ein viel zu
langer ~ei~pm.....es.hiltten·eben .die Vorbereitungen .schneller betrieben werden..müssen,
:Vor aßen Dingen müßten die Sitzungen der Kommission zur~elltngd«;s Submissions-
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wesens eher stattgefunden haben. Er möchte deshalb dem Vorstande, speziell dem
Herrn Vorsitzenden ans Herz legen, die Kammer möglichst zweimal im Jahre tagen
zu lassen. Der Geschäftsbericht habe wieder gelehrt, daß die Kammer sehr scharf in
Anspruch genommen sei, und gerade desbalb sei es nötig, daß die Mitglieder öfter zu­
sammen kämen, um die Sachen zu beraten.

Der Vor si tz end e erwidert, daß die einzelnen Handwerksmeister selbst an
der Verzögerung mit Schuld hätten, da sie nicht eher berichtet. Die Kommissions­
sitzungen seien jedenfalls zeitig genug gewesen. Eine weitere Verzögerung sei dann
noch das schon kurz' gestreifte Schreiben des Herrn Reichskanzlers an die Bundesstaaten
gewesen. (Das Schreiben wird verlesen.) .

Herr Fr eis e meint, daß es bedauerlicb genug sei, wenn die Herren vom Hand­
werkerstand so saumselig wären, aber wenn er recht gehört, so habe am 4. Oktober
die Sitzung der Kommission stattgefunden und im Februar sei erst beschlossen, das
seien also 4 Monate. Wenn daran nun das langsame Eingeben der Antworten Schuld
sein solle, so müsse eben mehr Druck dahinter gesetzt werden, daß die Anfragen
schneller beantwortet würden. Er gäbe selbstverständlich gern zu, daß die Handwerker
selbst viel Schuld hätten, wenn sie Ach und Weh schrien, denn es wäre ganz richtig,
wie Exzellenz Hartwieg einmal geäußert hätte: "Ja, der Handwerksmeister muß erst
einmal sagen, was er eigentlich will." Er möchte aber nochmals dem Wunsche Aus­
druck geben, Gelegenheit dazu zu bieten, daß man öfter zusammen käme.

Der Vor si tz end e erwidert, daß, wenn mehr Vollversammlungen abgehalten
werden sollten, erst die Statuten geändert werden müßten; denn im § 22 der Satzungen
stände: "Die Handwerkskammer hält jährlich eine ordentliche Sitzung ab. . ..
Die Statuten nun zu ändern, ginge selbstverständlich nicht so schnell, da dieser Punkt
nicht mit auf der Tagesordnung stände. Diese Vorbedingung müsse unbedingt erfüllt
werden.

Herr Lu t t erb erg ist ebenfalls der Meinung, daß ein e Vollversammlung jähr­
lich zu wenig sei. Man käme einmal zusammen, um über das Handwerk zu sprechen,.
bewilligte den Etat, genehmigte die Jahresrechnung, zu Punkt"Verschiedenes" sei dann
gewöhnlich keine Zeit mehr da und dann ginge man wieder nach Hause. Er erkenne,
so führt er weiter aus, die Tätigkeit der Kammer gern an. Aber was nützten die Gut­
achten, wenn sie von der Aufsichtsbehörde nicht anerkannt würden. Es zeige dieses
ja das Beispiel vom Schlossermeister Bruns-Holzminden, dessen Betrieb von der Hand­
werkskammer als handwerksmäßiger gekennzeichnet sei, von der Kreisdirektion jedoch
als solcher nicht anerkannt wäre. Die Behörde wolle den Handwerkern helfen und mit
allem Guten vorangehen, wenn aber das, was von der Kammer gutgeheißen, zurück­
gewiesen würde, dann wüßte er nicht, was für einen Wert die Gutachten haben sollten.
Seiner Meinung nach könne diesem Zustande nur dadurch abgeholfen werden, daß den
Handwerkskammern das Aufsichtsrecht über das Innungswesenübertragen würde; denn
sie allein seien nur in der Lage, zu beurteilen, was dem Handwerk fromme. Im gleichen
Sinne habe sich auch der Oberbürgermeister Bender . von Breslau gelegentlich einmal
ausgesprochen.

Herr H a r d ewe g spricht sich' gegen die Erweiterung der Sonntagsruhe im
Handelsgewerbe aus, da dadurch dem Handwerk, insbesondere dem Bäcker- und
Fleischer-Gewerbe ein ganz bedeutender Schaden erwachse.

Der S e k r e t ä r gibt nähere Aufklärung darüber und betont, daß gerade für die
,Nahrungsmittelbranche wie schon jetzt so auch später Ausnahmen zulässig seien, .da:
diese zu den sog. Bedürfnisgewerben gehörten.

Herr Ve h e widerspricht dem Antrage des Herrn Freise und meint. daß ein e
Versammlung im Jahre genüge, f~ auch noch hinzu, ·daß, wenn die einzelnen.. Innun.gen
bei irgend welchen Angelegenheiten sieb direkt an die Kammer wendeten, dies. 'fiel mehr­
Erfolg habe, als wenn jede Kleinigkeit. in einer großen. Versammlung besprochen würde•.
Die .Mehrzahl der Anwesenden wütde .. dies •dQCh .•• nicht verstehen; denn •• was 2:. B. einem
Schlosser .sehr wichtig ~ei~e, ... b~be ftlr .•. ibn als Priseur gar keine Bedeut1tn~
Ein e VollVersammlung im Jabre seiwie~esagtgeQ~~,~berdie Mitglh!der und0befT
meister .möchten nur •.aßePragenpUnktlieh beanwQtten.·· In cI~ ••·V()llvetsa1ntnlun~
allein sei .nichts •zu erreichen.
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Herr N ed der m.e y er weist noch darauf hin, daß .demOeschäftsbericht zufolge
die Frage, ob eine Schuhwarenhandlung, welche durch selbständige Schuhmachermeister
Reparaturen anfertigen ließe, zur Innung herangezogen werden könnte, bejaht sei. In
Helmstedt hätten drei ähnliche Fälle vorgelegen, doch sei vom Stadtmagistrat daselbst
entgegengesetzt entschieden. Seiner Ansicht nach müßte auch in derartigen Fällen die
Handwerkskammer entscheiden.

Der Vor s i tz end e entgegnet, solche Vorkommnisse müßten der Kammer nur
mitgeteilt werden, dann würde diese schon Mittel und Wege finden, die betreffenden
Entscheidungen -anzufechten.

Herr L'u t t erb erg kommt dann noch einmal auf die Worte des Herrn Vehe
zurück; wenn dieser meine, die Mitglieder möchten alle Fragen pünktlich beantworten,
so könne er nur sagen, daß von ihm alle Sachen voll und ganz erledigt seien. Herr
Vehe wohne aber in Braunschweig und ihm seien daher die ländlichen Verhältnisse
nicht bekannt. Wenn Herr Vehe über etwas nicht orientiert sei, so könne er alle Tage
im Bureau der Kammer um Rat fragen. In den ländlichen Bezirken hätte man über­
haupt mehr zu kämpfen als in der Stadt und er bitte daher nochmals, den Vorschlag
des Herrn Freise anzunehmen.

Herr Zen c k er spricht seine Verwunderung darüber aus, daß auf die von der
Kammer an Herzogliches Staatsministerium gerichtete Eingabe betr. Leihhausunwesen
immer noch keine Antwort erfolgt sei und gibt anheim, einmal anzufragen, wie weit
die Sache gediehen sei.

Der S e k r e t ä r entgegnet, daß dieses nicht angängig sei, da die höchste Staats­
behörde von der Kammer nicht gemahnt werden könne.

Herr B r a k e bus c h kommt dann auf die Aeußerung des Herrn Vehe zurück
und meint, letzterem sei ein Ausdmck entschlüpft, den er nicht würdigen könne.
Wenn Herr Vehe sage: "Die Mehrzahl verstände das nicht", so möchte er doch bitten,
daß Herr Vehe sich etwas deutlicher ausdrücke.

Herr V ehe betont dann, daß er keinem persönlich habe zu nahe treten wollen,
insbesondere nicht dem Herrn Vorredner und Herrn Preise, sondern er habe lediglich
damit sagen wollen, daß einzelne Angelegenheiten sich bei der Kammer viel besser an­
bringen ließen, als wenn sie in einer öffentlichen Sitzung zur Sprache kämen.

Herr BI urne spricht sich ebenfalls dahin aus, daß zwei Vollversammlungen im
.Jahre stattfinden müßten.

Der Vor si t zen d e erwidert darauf: Es sei wohl zu verstehen, daß die Herren
das Bedürfnis zu öfteren Zusammenkünften hätten. Dann müßten aber wie schon ge­
sagt, die SatzUngen erst geändert werden. Der Vorstand könne dies ja versuchen.
J)()chglaube er kaum, daß auf Erfolg zu rechnen sei. Er nehme indes, falls niemand
Widerspruch erhöbe" an, daß die Herren damit einverstanden seien, wenn der Wunsch
wegen Änderung der Satzungen Herzoglichem Staatsministerium mit der Bitte unter­
breitet würde, daß künftig statt ein erz w ei Vollversammlungen jährlich abgehalten
würden. Natürlich müsse dann auch die Position für Vollversammlungen im Haus­
haltsplan erhöht werden.

Die Versammlung erklärt sich hiermit einverstanden.

11. Neuwahlen der ständig~n Ausschüsse.
~",orsitzende teilt zunächst mit, daß der Vorstand beschlossen habe, von der

:Neu.atiii~es Vorstandsmitgliedes für den ausgeschiedenen Herrn Dressel-Helmstedt
Abstand zu nehmen, zumal die Wahlperiode des letzteren mit dem 1. Apriln. Js. so­
wieso abgclaufen und Herr Dressel speziell deshalb in den Vorstand gewählt sei; damit
<las Baugewerbe, .• das .doch entschieden mit .. zu den. wichtigsten gehörte,
4~ch ein zweites .P.ti~ed, im VorStande vertreten sei. Der habe sich damit
~vel'S~:utden erklärt, .cJllß·nur. im Bedarfsfalle noch ein zugezogen werden
~"'~/~~~gl.aube.~ie"'efSl.lmIDhmgVlÜrde sich im aussprechen. Der

',' 'cJe,k()~~tiert dann, daß der Beschluß bezw. Vorstandes ein-
, ()~Jl'~ ist.«< '

,J;dldaran.teilt er daJ1D llocbmit, Vor~~ ferner den Beschluß
die ,. Wied~;üJ1. der.:Mitglieder de.r stllll4il~~ zu empfehlen
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und eine Ersatzwahl für den bisher dem .Ausschuß für das gewerbliche Fortbildungs­
und Fachschulwesen angehörenden Herrn Dressel für später vorzubehalten.

. Herr Lutte r b erg beantragt, daß in den "AusschuB für das Lehrlingswesen"
auch Vertreter aus den anderen Kreisstädten gewählt würden, da die Verhältnisse in
diesen ganz andere wie in Braunschweig seien.

Der Vor si t z e n demeint, dann sei es wohl richtiger, 1 Mitglied aus der Stadt
Braunschweig und 2 von außerhalb zu wählen und bittet dieserhalb um Vorschläge.

Nach kurzer Erörterung der Angelegenheit werden dann gewählt: in den "A u s­
s c huB für das L ehr I i n g s wes e n" die Herren Bur g d 0 r f , H.a r d ewe g und
Freise, in den "BerufungsausschuB" die Herren Horney, Berger und
Wolf, in den .R e eh nun g sau s s eh u B" die Herren Ho rn e y, V ehe und
Wolf, in den "Ausschuß zur Förderung des Handwerks" die Herren
Behrens, Göcke, Hahn, Kr on e m a n n , Geffers, Bierberg, Lutter­
berg und Kaulitz, in den "Ausschuß I ü r das gewerbliche Fortbil­
dungs- und Fachschulwesen" die HerrenMeyer,Wollenweber, Eicke,.
K i e h n e, Kau f f man n , . N 0 a ck, C ass e I, Ne d der m e y er, Ge ff er s , Bi er ­
b erg, Kr ü ger, B r a c k e bus eh, Pis tor i u s , F re i se, B I urne, Kau I i t z und
Heu w 0 I d. Sämtliche anwesenden Herren nehmen die Wahl an.

III. Abnahme der Jahresrechnung prot906/07.
Herr Ho rn e y berichtet, der Rechnungsausschuß habe die Prüfung der Jahres­

rechnung in den Sitzungen vom 19. und 20. Juni 1907 vorgenommen. Sämtliche
Bücher über die Einnahmen und Ausgaben sowie die dazu gehörigen Beläge seien
eingehend geprüft und für richtig befunden. Beim Rechnungsabschluß habe sich eine
Einnahme von 23174,68 Mk., die sich aus einem Kassenvorrat von 5174,68 Mk. und
den Handwerkskammerbeiträgen in Höhe von 18000 Mk. zusammensetze, und eine
Ausgabe von 17703,43 .Mk, ergeben, sodaß sich der Kassenbestand am 1. April 1907
auf 5471,25 Mk. belaufen habe. Er beantrage deshalb, dem Rechnungsführer, Herrn
Göcke, für die Jahresrechnung Entlastung zu erteilen.

Herr Lu tt erb erg teilt mit, daß er als Vorsitzender des Innungsausschusses
der Stadt Holzminden beauftragt sei, zu beantragen, den Kammermitgliedern nähere
Auskunft über die Ausgaben zu geben.

Der Vor s i tz end e entgegnet, daB dies nicht möglich sei.
Herr F re i s e bittet ebenfalls darum. die Rechnung zu spezifizieren.
Der Vor s i t zen demeint, dies ginge entschieden zu weit, die Abrechnung

könne ja jeder einsehen und sich so von den Ausgaben überzeugen. Im Übrigen
mache er Herrn Lutterberg darauf aufmerksam, daß in diesem Wunsche des Innungs­
ausschusses ein großes Mißtrauen läge.

Herr Ne d der me y ergibt seiner Freude darüber Ausdruck, daß der Bestand
5471,25 Mk. betrage.

Herr H 0 r n e y empfiehlt, daß künftig, wenn die Jahresrechnung vom Rechnungs­
ausschuB geprüft sei, bekannt gegeben werden möchte, dieselbe sei 2 Wochen zur
Einsicht der Kammermitglieder ausgelegt. Dieses würde ja wohl genügen. Im Übrigen
seien die Mitglieder des Rechnungsausschusses infolge ihrer Wahl zu dem Amt dazu
da, die Ausgaben zu kontrollieren, und dieser Aufgabe hätten sie sich in der gleichen
Weise unterzogen, wie es andere Kammermitglieder .auchgemachthaben würden.

Herr Ha r d e w eg bittet ebenfalls darum, daß es dann wenigstens den Mitgliedern
der Kammer gestattet sein möge, Einsicht in die Jahresrechnung und die Beläge
zu nehmen.

Der Vorsitz ende sagt diesfilr dieZnkunft zu;
Herr Her b s t meint, dann wilrdees ebenso.gehen, wie es jetzt schon bei den

Innungen ginge,keiner käme undsehesicbdie. Abrechnung an.. ..
Der Vor si tz end e erklärt sieb zurVerlesung der Hanptpositionender Ausgaben

bereit, doch verzichtet die Versammlung hierauf. Der Vorsitiendegibt im Anscbl~~

hieran bekannt, daß der Stipe~dienfondsz~rZeitaufl0339,t>OMk"angewa('hsettsei, und
nimmt dann den Annag des Herrn.HornW,dernltectuut"gstiihrtt;, Herrn G~kefüty
die JahresreclJnung Entlastung zu erteiten,wiederanf.[)em Antrage wird stattgege~
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IV. Haushaltsplan pro 1908/09.
Der Voranschlag für das Rechnungsjllhr 1908/0~; der sltüHlitbeti Karidrl~rridf~

gliederrl bereits zugesandt ~ar, Weist folgende Hauptpositionen in den Arlsgltben aMi
1. Entschädigung für WahrttHirrlung der Geschäfte der Kammer 1800 Nut
2. Reisekosten und Diäten 3250 •
3. Gehälter . . . . . 7540 •
4. Miete ..... 1500 •
5. Heizung und Beleuchtung der Bureauräume . 500 •
6. Ahscbafftirtgett für das Bureau . . . . . 200 •

. 1. BtifedutHikosten. .. . . . . . . . . . 1800 •
8. Bibliothek. . . . . . . . . . . . . . . . " 200.
9. Abonnements für Fachzeitungen eie. und Beitrag zum Deut-

selten Handwerks- und Gewerbekammertag . . 150 "
10. ZuschuB zur Herstellung des "Handwerksbote" 960 .,
11. Jahresbeitrag zum Stipendienfonds . .. . . . 300 "
12. Ehrungen . . . . . . . . . . . . . . 200 "
13. Außerordentliche Ausgaben und Unvorhergesehenes 600 "
Der Vor s i t zen d e beantragt hierzu, Pos. 2a des Haushaltsplans Um 600 Mk.

zu erhöhen, da durch die Abhaltung zweier Vollversammlungen soviel Mehrkosten
entstehen würden. .

Der Antrag wird angenommen.
Da sonst von keiner Seite Einwendungen gegen den Etat erhoben werden, witd

derselbe irr Einnahmen und Ausgaben mit 19600 Mk. getlehtriigt.

v. Submissionswesen betr.
Der Vor s i t z e n de teilt hierzu rrlit, daß ja die Mitgliecter ~en gectrutkteit "Ent~

wurf für allgemeine Bestimmungen betreffebd die staaßiche Vergebung von Leistuitgen
und Liefetungeti" sclt<>n längere Zeit In tf~tidett.hätten,. sich.. also schon genü~end da~it
verttatit gemacht haben könnten. Es seien; lliie er bereits vorher ausgeführt, dem Ent­
wurfe. die preußischen. Bedingungen zu .Grund~ ... gelegt. Die AbiInderungsvotschläge
<ferKonmiission. iur ~egelung des ..• ~dbtriiSSionswesens . seien in dem Ehtwurf schon
eirigebessert wdrd~ri~ Ei glllu6e daher kaum, daß noch weitere Verbesserungen er­
forderlich Seien. .Na~etis der. Konmtlssidn empfehle er. die Annahme des EntwUrfs.
aetlierk~irwoileet ~öth; daß das ReIchsgericht kürzlich eine für die Handwerksrneister
~i\vfc~~e EfflsCh~ditiIg .. getaUt häbe. .Während . nämlich. früher ..Preisabred~ri bei
SltbnifSSib1lfttJür rtnitiUissig erklärt seien, wären jetzt grundsä~lich Vereinbarungen
der tJtItenrelit'it~r, die den . Zweck . hatten, die Gefahr .der Konkurrent dUrcll... unreeile
Untefbietungen zu bekämpfen und angemessene Preise auftethf zu erha1teh, nicHt
mehr verboten.

Herr Ben w 0.1 d be.rnerkt; ddfl er den itrm. ztigesandtetl .. Eitiwtirf wbl11 geprUft
habe und derselbe einen gtoßen Fortschritt im SubmissionsWesen bedeate. Nur eins
Rönne er nicht gutheißen und das sei die Bestirnmutt~ untefTiteil. ;~ert der Ver­
g~btit1t' Ziffer. (3) 1, dllß d.ie Vergebung aus. ft.eier Hand .bel. Gegenständen effol~eii
Jt6fffle; deren. iibersChlltglidter ~ert den Betrag von 3(Q)1f1k. nicht übersteige_ Er seI
dEr XriSiCht~ ~aB diese liffer errtsCbiedeh ~stnch~ ,*efden ode.r ~e~igstem; die Su~m~
\iön .3~ Ntk. eiirledri~ .~r~err .iNt1sse.., .. da.s0riSt Viele.Hattdw~fket wie .• z'.B.Gfasei,
SchloSSer. ttsw. sieh. Wieder~enoli~.s1iffen,.mit lien tJlrterneftmemc:sicbi~ Verbindtthg

. zu setzett:· &beawagedesiiSU>; dfe ~tiinme. bis .äUf. 500.. 8ik.. lJeruMettds~ -.
it~X 0 r.~i~te~ d e~ ~~tnH~~"otd~r~tif.~~~~dedte'sc:r Zusatz

.~i.·.filitsef~a ~~ .~~.• cfie~orge~elt~~n .3000·•.~...alS .•flOCfi~um~e .~eti ... sollen,
M36ai;~bttetiileM.~ 3800 Mfc. seien, ttnbEidingf eineJi_ilieibun~et!or~ti
JJlüsse~J\tl$cheinend ..•.~.dies von· Herrn .Heu~old falsch a~fgefaßt; denn der seba~n,

d.in~erV~itf •..•~e. •.~.abltSfdlti~~. n!~fvtJrl1~~~·. ....
R..•..>~*.',.· ...o..f.d.' ••.Ifbt.···.·äjöli tu, ·<te ~r Sicb ·geitit baDe .u1iatiebt·~tnett·Antrag,a.Cf.'·· ..
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Herr Lu tt e rb erg hebt hervor, daß die Höhe der vorgesehenen Summe auf
städtische Arbeiten gar keinen Einfluß haben könne; denn bei größeren Arbeiten, bei
städtischen sowohl wie bei staatlichen, würden die Teile einzeln vergeben und dann
bekäme sie derjenige, der sie haben solle und nicht der, welcher berechtigt sei.

Der Vor sitz ende meint, daß der Betrag von 3000 Mk. für die Allgemeinheit
jedenfalls der richtigere sei. .

Herr K i e h n e stellt den Antrag, bei der Beratung des Entwurfs seitenweise vor-
gehen zu wollen.

Dem Antrage wird stattgegeben.
Dann fügt Herr Kiehne noch hinzu, er erkenne dankend an, daß im Titel II "Ver­

fahren bei Ausschreibungen" unter Abschnitt 1, "Gegenstand der Ausschreibung" die
Ziffer 7 betr. das Verfahren des sogen. Abbietens gestrichen sei, wünsche aber, daß zu
Ziffer 13 noch ein nachstehender Zusatz gemacht werde: "Wird die Bezugsquelle vor­
geschrieben, so ist Lieferant von der Material-Garantie entbunden". Denn wenn die
BezugsqueJle vorgeschrieben sei, so könne man doch unmöglich eine Garantie dafür
übernehmen.

Nach einer kurzen Auseinandersetzung zwischen dem Vorsitzenden und Herrn
Kiehne nimmt letzterer von dem gewünschten Zusatze Abstand.

Herr B ra c k e bus c h bittet darum, in demselben Titel 1I unter Abschnitt 3
"Bekanntmachung der Ausschreibung" zu Ziffer 2 noch einen besonderen Hinweis auf­
zunehmen, daß die Zeichnungen zu rechter Zeit vorhanden seien.

Der Vo r si zen d e weist darauf Herrn Brackebusch auf eine Bestimmung hin,
die am Schluß des Entwurfs vorgesehen sei. Im Übrigen könne nach der besagten
Richtung hin nichts vorgeschrieben werden, da die Behörden sich niemals darauf ein­
lassen würden.

Herr B ra c k e bus c h meint dann, ob es nicht angebracht sei, in demselben
Titel II unter Abschnitt 8 "Zuschlagserteilung" genauere Bestimmungen über die Erteilung
des Zuschlags zu treffen, insbesondere darüber, welche Geldforderung von oben oder
unten gerechnet, berücksichtigt werden müsse.

Der Vor si tz end e bittet darum, nicht zu scharf vorgehen zu wollen; denn wenn
der Entwurf in seiner jetzigen Fassung von Herzoglichem Staatsministerium gutgeheißen
werde, sei schon viel erreicht.

Herr Ki e h n e spricht sodann der Kommission seine Anerkennung darüber aus,
daß sie im Titel IV "Inhalt und Ausführung der Verträge" unter Abschnitt 1, .,Zahlung",
bezüglich Ziffer 3 dem von ihm seinerzeit gestellten Antrage entsprochen habe, ja sogar
noch weiter gegangen sei, wie die Verbesserung im Entwurf zeige, indem es jetzt hieBe:
"Verzögert sich die Zahlung infolge der notwendigen genauen FeststeJlung des Geleisteten
oder Gelieferten oder erstreckt sich die Ausführung über einen längeren Zeitraum, so
sind Abschlagszahlungen bis zu demjenigen Betrage zu leisten, der 9/10 des Wertes
der bis zum Tage des Antrages beschafften und vertragsmäßig ausgeführten Lieferungen
und Leistungen entspricht. Anträge auf Abschlagszahlungen sind schriftlich zu stellen".
Leider vermisse er aber unter Abschnitt 2, "Sicherheitsleistung", am Schluß der Ziffer 3
den von ihm früher beantragten Zusatz: "Die Gewährleistungszeit hat in~envor­
kommenden Fällen nie mehr als zwei Jahre zu umfassen, der Regel naell ist eirtJalit
zu bestimmen". Dieser Zusatz müsse unbedingt aufgenommen werden. denn manche
Behörden setzten 2, manche sogar 3, 4 und 5 Jahre Gewährleistungszeit fest. Dieses
sei entschieden zu lange und auch vollständig überflüssig, da ja die Behörden von vorn­
herein bei den auszuführenden Arbeiten sehr aufpaßten, •damit alles ordnungsmäßig
gemacht würde. Selbst ein höherer Beamter einer •Kreisdirektion habe ihm gelegent­
ich gesagt, daß in dieser Beziehung eine feste Grenze•gezogen werde n müsse.

Der Vor s i tz end e bittet wiederholt, die Vorlage doch so, wie sie sei, anzunehmen.
Wenn allerdings ein bestimmter Antrag gestellt würde, könne ja gesagt werden, daß
die Oewährleistungszeit 2 Jahre nicht übersteigen dürfe, doch glaube er nicht, daß dieses
Wert habe.

Herr K i e h ne bittet über seinen Antrag abstimmen zu lassen.
Herr Meier warnt vor der Annahme dieses Zusatzes. Denn wenn die Behörde

gar keine •Frist setzen wolle, so würde sie gerade hierdurch erst wieder darauf hinge­
wiesen, diese Frist auf 2 Jahre festzulegen.
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Herr K i e h ne betont, daß er ja nicht sagen wolle, die Behörde müsse 2 Jahre
nehmen, sondern sie dürfe diese Frist nicht länger als 2 Jahre ausdehnen.

Der Vor s i tz end e teilt mit, daß in der letzten Sitzung des Ausschusses zur
Regelung des Submissionswesens der von Herrn Kiehne gestellte Antrag gerade aus
den eben von Herrn Meier angeführten Gründen abgelehnt sei.

Herr Me i erbittet dann nochmals, von der Aufnahme dieses Zusatzes Abstand
zu nehmen, da er überzeugt sei, daß sich die Handwerker dabei .ins eigene Fleisch
schnitten.

Herr Ei c k e ist auch der Meinung) daß manche Behörden eine viel zu lange
Garantiezeit festsetzten. Insbesondere würde dies bei größeren Bauarbeiten, die einige
Jahre beanspruchten, empfunden. Denn bei diesen würde die Frist für die Kaution noch
nicht' einmal von dem Zeitpunkt der Fertigstellung des Baues, sondern erst von der
Rechnungsfertigstellung ab gezählt.

Herr K i e h n e bemerkt dann, daß nach einem ihm vorliegenden Vertrage aus
Erfurt die mehrerwähnte Frist auch auf 2 Jahre festgesetzt sei.

Es wird dann über seinen Antrag abgestimmt und derselbe gegen eine Stimme
abgelehnt.

Da bei dem nun folgenden Punkte der Tagesordnung der Gesellenausschuß mit­
zuwirken hat, derselbe aber erst um 3 Uhr bestellt ist, wird zunächst Punkt 7 der
Tagesordnung vorweg genommen.

VII. Verschiedenes.
Herr Kr e tz erbittet zunächst darum, die Vollversammlung nicht wieder am

Sonnabend abzuhalten, da dieses der ungeeignetste Wochentag für die Handwerker sei.
Der Vor s i tz end e gibt die Zusicherung, daß künftig nicht wieder Sonnabends

getagt werden solle, zumal er schon von· verschiedenen Seiten Klagen darüber ge­
hört habe.

Herr B ra c k e bus c h trägt dann vor, daß auf der letzten in Gandersheim statt­
gehabten Holzauktion sehr viele Handwerker kein Holz mehr haben bekommen können
und zwar deshalb, weil viel zu große Lose abgegeben seien; es wäre doch wünschens­
wert, hiergegen vorzugehen.

Herr Herb s t hebt hervor, daß bereits im Landtage ein entsprechender Antrag
gestellt sei.

Der Vor s i tz end e führt an, daß es nur eines Antrages bei dem betreffenden
Forstamt bedürfe. Denn seines Wissens seien die Forstbeamten angewiesen, dafür zu
So~gen, daß die Handwerksmeister ihren Bedarf an Holz bei der Forst decken können.

Herr L u t t erb e r g bemerkt hierzu, daß er bereits eine Eingabe gemacht habe,
doch sei diese Sache im Sande verlaufen. Er glaube auch nicht, daß das Forstamt
sich darauf einließe.

Herr Ge f f e r s meint, daß die Forstverwaltung gern darauf einginge, wenn nur
der Antrag genügend begründet sei.

Derselben Meinung ist Herr C ass e 1.
Der S e k r e t ä r gibt dann bekannt, daß der Kammer bereits vor zwei Jahren

aus dem Amtsgerichtsbezirk Vorsfelde eine solche Beschwerde zugegangen sei. Der
Vorstand habe diese der Herzogt. Kammer, Direktion der Forsten, eingereicht und um
Abhülfe der gerügten Mißstände gebeten und zwar mit günstigem Erfolg. Es bedürfe
also nur eines begründeten Antrages.

Herr H 0 rn e y macht davon Mitteilung, daß er vor zirka 5-6 Jahren denselben
Fall durchgefochten habe. Er habe .sogar durchgesetzt, daß im braunschweigischen
Lande. die Stämme nicht mehr mit Borke gemessen würden. Die Forstbehörden seien
a~iangewiesen,den b~rechtigten Forderungen der Handwerker entgegen zu kommen,
titan'.'~.~~sich also. nur .an .diese wenden.

~rx or s it z e n de bittet, die Beschwerden über .. etwaige Mißstände an die
~~i1tt!~~~erZUriChten, es \Vörde dann die. Sache Schon erledigt werden.
.+;<...·.•~~;~~ti~~~.~~iSpri~t •sich •darauf gegen -das neue I3äckereigesetz aus und
~i~~!.NIei~~t1g,J.tä8den Bäckerit1eistem hierdurch bedeutende Kosten verursacht würden,
wä~nddad~rcbf"daß die Konsumvereine 'und sog. Vereinigungen sich vermehrten, ihre
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Ol, hmequ Ile imm~r geringer wljrdep. Sp bät!e sich z. B, kürzlich in Helmstedt
~n."a meque " 1,.'1 " ","," '. '..... W Berhalb b ..
eine"Verelnigj1n~ 4~f Eil'enba~ntr g~pn?~t, m~ ~~(~ :" ~(~Q VO~ au. .ezo~~n:
Hes~tzlich sei !il bjerg~gen nichts ~u milchen, ~~er vielleicht )V.urde :.lOe Em~abe an
pie :t;~~~fldig~ »~hqf4~ Rioig h~~~n.· ~~~nf~ll~ JI1üsse. unbedingt Ierg~~e~ VQf~~;
gangen werden. Redner }V~nd~t ~lCr apcr ~~g~n d~r b~1 der Kontrolle der .Bäc~~r~'~n
»l>P1=h~ V~rfalm~q ~HP 'Pt;iHt, ,~ Jäte dR~ 'YR~1 nC~t1ge\. d~~ st~tt. z\y.elE~r Polizel­
pe@mt~n, die d~f Kq9trRlie b~jgegeqen seien, e~n Sachverständiger mit hlOz~gezo,g~q

würde. '
Herr N e 4derm~ y ~ r !1nte~tU!ft 'den ~ntr~~ des Herrn Hardeweg betr, Be-

~mpfung 4~r ~on~qwv~r~ip~. .... 0 •

, Der VQfsl~em~e en~egn~ hierauf, Haß seItens der Kammer scl1qn !mmer d~n~cb
gestrebt sei. dft~ ~jp §fJFHyer~t~nqi~er bei den Kqntrollen der Bäckereien zugelassen
würde.

Herr :ß, I U tll e ~b,t dann anQeifll, ob ~s nic~t mö~licq sei, geg.en da~ ~ilh,elmss~ft
Bevern vorzugehen und zwar !lesha,lb, weil die genannte 4.nstalt Ihre Zö~hnge melst
auQeroalt> des lier~o~l1mS in die Lehre ~c~idcte. .
z» 'Der v'o r s i t z e nd e erklärt, daß, falls die Versammlung einverstanden sei, <len
yorgetm~~Ht~ll Wiin~fJ1en R~~lJnun~ ~etragen Vfer~~n, solle,

Die VersammJHng ~bt ihre ZHstiJnmung. 0

Um 13[ , Uhr tritt eine halbstündige Frühstückspause ein,; nach Beendigung *r-
selben werden die Verhandlungen fortgesetzt.

Herr Fr e i s e meint zunächst, ob eS nich] angebracht sei. dem Kommissar der
~ammer, HefT~ Geh, ~eg· ~;lt pr. Stege~<;lnn, der ~ei<1er der Sitzung nicht beiwohnen
könne, ein Begrüßpf1gstelegra,ptm zu senden, und ~~eIH einen diesbezüglichen 4\ntr~~.

On Vor si t z eoll d e emgegpet, ih111 selbst sei ein ähnlicher Gedanke gekommen
t1nd er habe sich für alle Fälle it~ch de~ näheren Adresse des Herrn Kommissars er:
ku~digt. Es ~ei ih~ ab~~ mi~eteilt, daß'Herr Geh. Reg. Rat Dr.Btegemann ausdrücklicq
den WtlnSCQ ~msgesRrocheI1 habe, mit jede~ Korresp~mden~, welcher Art sie auch sei,
yers~~9,nt zu wer4en. ~ns .dem Grttnd~wnr~e~ 'ihPl nicht einm~l Privatbriefe' n~s:~g~:
Sfltkkt. Pnter diesen Vms~I1<1en glaube er, da~ eS wohl richtiger sei, von 9n A~:
sendung eines Telegramms Abstand zu nehmen. Wenn der fIerr ~omm~ssar qem,näch§f
~~~ ffotolmll über die Yfrsamtl1lung erhielte' ~p 'o/flrde er schon die gute Absicht, die
mit dem Antrage des Herrn Freise verbunden sei, erkennen und jedenfalls erfreut <l~rn~er
sein. Er bitte deshalb ~eq -Alltrag abzulehnen, was. aRch geschieht, .

Jilemlich ~~pt der V pr s i 1z e n d e der Ye~~ßlmlt1ng noch bekannt, daß lieiten~

der Kammer geplantse], weiln irgend mö~lich, di~ Ültrs1e~envermittlung selbst 'll d.l~

Ii~~ zu rt~~ell-. B~ j~~t ~i~Q all~rdinfs 'notn l)~~~~~ßp~~lllen hierfür g~troffen,
qQcll w~rd~ V1elle_chl schon ~Il ~~r p'~c~en yol1y~r~am,m~~ng den f!~rren e~n~ ~n1~
sprechende Vorlage der Kammer unterbreitet werden können. '
. J\P,~ d~r Mitte d~f V~~P1ml1!tt,~ ~r~' ff~~~ d,~~ A;nfr~g~ ~~~tellt, ob es ni!=Ht mög-
11c~ set, daß, w~nn em Handwerker sich selbständi~ {ll~ffie t1t1,d s~~mm qew~r~~bhtri~~
b~l .der.zuständlg~n Behörde anmelde, dies~ ~~~QrfU;~~its· '~l~i~~ al1~ l)~in~ Zuge-

~~~~~~t~.q~{ l~ t>c~tr· ~~~ir~~ ~W!a b,~tt~,~pg~ f~,\pgs,:fnn9~~ ~4lf!l~rk~reV ge-

" per V_9 r ~ i tz en~~. gl~~b~ ~~. ~ich ~t~~th~(~~,n ~lc~~ o~n~\l{~it~re~ ~,ra~
~~ulll~s,en ~ur~~~, Il\lm~pl~ ~öpn~ l~$locfi ~elt~n,.s, d,er Kam, m,,er ein Vers,u,eh nar,h ]ler
6esagten Richtung hin gemacht werd~n~'" ,,~ ,.... t~"!111h.'\" h,y " . ,,\11 I;k,

~~. l~~~ f r~ is ~ b~e,t ffi~Pl~ ~lttI~mhY~~Re~~~~ imM~~~~u1t1, ~ontrßVieren,j.

',,~t ~~.~.f: IIt '~...:\!!~,~:T'~·:~Y~'~~S~!~{~
~l~~~~,~,':·~,,",i.r~,,~"1,~~IW.."~,~,;~,'~,.',pr-,','~.',.~..~!i,.,:;;:,' ~,.~,a.:~1:,"",It",qf,:;';'l
~!~,~ ~~ft~~e~~p.~y\n~ ~'i0~ ~c •• ~~Ben~OOlY'f~ ~"f~ ~q.,PP! f~~ ~en .• !1enw .
uq.ann~ ~m wq~~~ Rt!>b,~~~se ~!>, fl. -1,J,l, ~e,n,Y~,!Scl.1i,eden. eu, oo'R,CZ,OO,.i,l'ke,D .

H rr'R ... h· b h'tu><t "oo .•",1J " " j'k- ,~n,," t",r"*-t,,
i"1~). F' ~t.,~y;q~fc ~,\n7"t,~nß~~ .~~iQ~,..· 0 ... ,~elld~

r~:~~f~{t:~~i~ il\~.~f~ff~ilt",'g~l, ".ii·~~ri'~~.~



i
I

Der y 0 r s i t z ~ n d ~ eTfidert iji~auf,· daß qi~s bereits Q~i den bi~h~r f{orge­
nOJlupenen Kontrollen geschehen sei, '

. Danach teilt' er' noch folgendes mit: .
Wie die Versammlup~ aus dem' Öes,chi.iftsbericht~ilbe· enm~bmen können seien

~pläßlich des ~~5 jä?ri~~n B~steheps d~r ~it!sig~ KOfQIJ1!1Cher-funung seit~ns' Her~og~
hchen.Staatsministeriums dfr Kprhmacher-~tHtun~ 500. Mk,. üb~fW,iesen .",prden. Dieses
habe Ihn auf den Gedanken gebracht, obies rif:h~ vi~Ueif:ht tp~glkh sei, für die All­
t'fm,eirheit eine ähnliche Einrichtung, z. B. ein~ Wnwen- und Waisen~asse für Hand­
\f~rksmeister oder dergleichen zq sch;jff~n. Vqf'~lle" QillgePJllöchte er aqer.er~t einmal
hören, ob überhaupt für die Sache Interesse vorhanden ist ' ,
. Herr H 0 r !te y ~ibt qierzu IJoeJ1 bekannt. d~B ll"C~ in früheren Jahren derartige
WohltätigkeitsaQstaiten bestanden hätten. So existiefte z. B. jetzt noch der alte so­
genannte Valentin-Heinemanns Hof hieselbst, dessen Zweck darin bestände, alten Ha~d­
werkern, die nicht erwerbsfähig seien, durch Gewährung von Wohnung und kleinen
Geldunterstützungen zu helfen, d~lllit sie nicht der Armenpn~~e verfielen. Einen ähn­
lichen Zweck verfolge auch das ~syl alter Männer. ~r könne also die Anregung des
Herrn Vorsitzenden in jeder Beziequng nur mit Freuden .begrüßen und bitte darum,
der Angelegenheit unbedingt näher treten zu wollen. .

Herr Ha, r d e VI e g macht darauf aufmerksam, daß ja auch der Verband der
Bäcker-Innungen Deutschlands schon vor etwa 10 bis 12 Jahren eine Witwen- und
Waisen- bezw. Pensionskasse fijr seine Mitglieder gegründet habe. Er könne es also
auch durchaus gutheißen, w~nn die Kammer etwlls derartiges für die Handwerksmeister
des Herzogtums schaffen wolle. '

Herr H ahn weist ~uf die hiesige ~ch"hmllcher-Stiftung hin, die z. Zt. etwa
18000 Mk. Vermögen habe' und spricht si~ auch aner~enllend über den Vorschlag
des Vorsitzenden aus.
.' Herr N e d der m e y ~ r stimmt ebenfalls dem Gedanken zu und meint, daß es
~a,qn vielleicht 'auch möglich sei, ein sogenanntes Altersheim zu gründen, Es könne
qatilrlich eine einzelne Innung die Mittel'hierzq nicht aufbringen und wäre deshalb ein
gemeinschaftliches Vorgehen in dieser Angelegenheit in erster Linie nötig. .Jedenfalls
beantrage er, eine Kommission zu wählen, die sich dann weiter mit dieser Sache be­
schäftigen könne.

Der Vor s i t z ende hebt nochmals hervor, daß er nur habe wissen wollen, ob
Interesse für diese Angelegenheit vorhanden sei; soweit wie Herr Neddermeyer dächte
er noch nicht, sondern es solle den Handwerkern, welche der neu zu griindenden
l\as~e beitreten würden, in erster Linie erst einmal eine peknniäre Unterstüqung zu
teil werden: '

Herr K a, n t n erbittet feste Beiträge zu erheben, damit erst einmal ein Grund­
stock gelegt werde und dieser sich dann von Jahr zu Jahr vergrößere.

. Herr Be rg ergibt noch bekannt, daß auch der für den Herbst d. Js. in Aussicht
~~qomIJ1ene Bra~n~cl1wei~er H~nd\Verkertag sich mit dieser Frage beschäftigen woUe,
4ng dieser Punkt mit a\1f die Tagesordnung gesetzt werden solle.
" '·I>er V<> r s i t:i end e .erklärt dann, daß der Kammer splUerhin ein~ Vorlage in
~i~~~r ~gelegenheit ~n~~rbr~itet. w~rden solle. . .

V()llder Wahl einer Kommission wird Abstand g~ll0tnIJ1en.
Der v» r s"i tz ~ t1 d e teilt im Anschluß hier~n mit,~ß Herr Fischer-Wolfenbüttel

wied.el'umultleinen Zuschuß für die Herstellung ~~ .Hal1~werksbote·gebeten babe.
*tma~b~4~t1 y()rschi'~'· ~ie V~rs~l11t;tllt1n~ IJ1~~ ~ies~t1 '~u~chu~~ei(:~ wie iIJ1 Vor:
~~~ •• altf 1 Ja~r lltl~ .~:;P- rilclf\Vifi(end y()m 1: Jub 1907' ab,ll1so nllr bIS ztlm, 1. Juli
4;)~:'~~~lj~~~~~i,n ··l~~er ~eit vitJf~cb ü~9" Hnregelmäßi~eiten in ~er ~usteUun~

i,~!!ll:\t;te~ ~~~!~~ ·~i..... .• .
Herr. Fis ehe r, der ausdrücklich darum gebeten ~atte. ~I de~ Besprechul1J
~-~,!!tg~ z,q~~e~z,! ~~il1~ t.~brt ~Pn.. aus, ~a~ ~~c~t. 8:11et? ~ell1e ~ulp sei,

wenn. einige li~rret1 .~.~.~. ~eitun~t1ifbt .I'ÜDk1llfh befä~~':l" .~11<!~1'Q •. vl.~lf~ch .~uch§cb,l1lg
der. petr~u~~ij. r()~~~ll;~:" R~ ·(~~r' ~ie ~~li~d~sebr ~ft i~~. Wohnnn~etl \Vech-

. ..·~~u~ ••~~ ~in~~l~~p .~n\'ß~~n uD1.r~el ~ •. 2:~~uq~ neuer~t-
~i!!~~!l~~~!!~ sei ~~llIein~ ()r~l1~.. , 2:us,t~~glijcbt Ill~J!,~~



HG" k e ist der Ansicht, daß in erster Linie die Post an den vorkommenden
unrege~:äßig~~iten Schuld habe; er möchte daher die Obermeis.te~bitten, fall~ der

Handwerksbote" nicht pünktlich zugestellt würde, dieses sofort schnfthch Herrn Fischer .••••....

J
•....................

mitzuteilen damit dieser Material zu seiner Rechtfertigung in den Händen. hätte. i .

Herr 'Kr 0 ne m a nn meint, die Beschwerden über den ..Handwerksbote" würden
wohl nie aufhören' seiner Ansicht nach habe die Post die meiste Schuld.

Herr Her b ~ t bemerkt hierzu, daß er vor längerer. Zeit auch 4 Nummern der
Tischler-Zeitung ins Haus bekömmen hätte, welche der Ha~dwerkskammer gehörten.
Es läge dies aber nicht allein am Verleger, sondern auch mit an der Postselle bezw.
dem betr. Briefträger..'

Herr M eie r bedauert Herrn Fischer, da dieser, wenn ihm die Adressenverän­
derungen nicht mitgeteilt würden, doch auch der Post keine diesbezügliche Anzeige
machen könne. Herrn Fischer allein träfe also nicht die Schuld.

Herr Behr e n s gibt dann noch bekannt, daß er bereits mehrere Male keinen
"Handwerksbote" bekommen habe. Er hätte eine Karte an Herrn Fischer geschrieben,
aber trozdem noch keine Zeitung und noch nicht einmal eine Antwort erhalten.

Herr H 0 r n e y gibt Herrn Fischer anheim, doch auf die erste Seite der Zeitung
fett zu drucken: "Etwaige Umzüge bitte ich mir sofort zu melden."

Der Vor s i t zen d e bittet dann, seinem Vorschlage, bezüglich des Zuschusses
zum "Handwerksbote", zuzustimmen, was auch geschieht.

Herr Wo I f beantragt noch, falls zwei Vollversammlungen stattfinden sollten,
eine davon nicht in Braunschweig, SOndern in einer anderen Kreisstadt abzuhalten.
Hierauf erhebt sich großer Widerspruch, sodaß der Antrag damit als abgelehnt gilt.

Nachdem dann die derzeitigen Mit g 1ie der des G es e 11 e n aus s c h u11 s e s,
die Herren: Gust. Ernst-Braunschweig, C. Schmidt-Bad Ha r z b u r g,
Rud. Halex-Helmstedt, A. Pipenschneider-Gandersheim und Fr.
K ni p pi n g - Es c her ~ hau sen (Au g.S c h w a TZ wal der - BI an k e n b u r g war
wegen Krankheit entschuldigt, ein Ersatzmann für ihn war nicht vorhanden) den
Sitzungssaal betreten, erfolgt die Beratung über den bisher zurückgesetzt gewesenen
Punkt VI der Tagesordnung.

VI. Nachtrag zu den "Vorschriften zur Regelung des Lehrlingswesens
in Handwerksbetrieben vom 17. Dezember 1901" in Verbindung -mlt
den Anträgen mehrerer Schlosser.. bezw. Schlosser.. und Schmiede­
Innungen des Herzogtums Braunschweig betr. Abänderung des § 9

der genannten Vorschriften.
Der Vor si t zen d e gibt hierzu bekannt, .daß ja in der Hauptsache diese Vor­

schriften schon in der vorjährigen Versammlungllflgenornmen seien. Herzogliches
Staatsministerium, Abteilung des Innern, habe dieselben aber nicht genehm.igt, da der
Gesellenausschuß bei der Beratung dieser Änderungen hätte zugegen sein rnnss~n. Aus
diesem Grunde stände dieser Punkt heute nochmals auf der.Tageso~dn §. 9
der Vorschriften zur Regelung des Lehrlingswesens sei hauptsächlicll
gleich zu früher wesentlich abgeändert, weil.kürzlich vonderS~>
der Inhaber .eines Handwerksbetriebes, der mehrLehr1inge~hal~hafie, als ihm nach
den von der betreffendenHandwerkskammererlassenetJVQr~cll~en zustand, von der
dieserhalb gegen ibn ~hobenenAnk1a~. freigespro<:hen iWl.U'de~dä$ bezeichnete Gericht
hätte nämlich diese Vorschriften in~ücksichtd~r~uf, AA.ß.(iiese~bengenereU und nicht
für einzelne GewerbSzweige~~n!ären'lr<l~.~~ rbetreffenden Aufsichts­
behörde erfolgten Sanktionierung.nichtfilrbin~~~.> . ... ..'. • •.• Dieser gleJchenGefahr
habe sich die Kammer nicht.atl~~~~~W'Oll~tlttd~($llalb den genannten §9völlig
abgeändert. . .•. •...... ....i,y>i ......•....

Der· Vorsitzend e eröfftl~ ~.•<Jje()iskussi~üb~t <JjeYotlage"'der. Kammer;
die jedem einzelnen Kammermitg1i . ..QgS11l~t~~lzugegangetl war,·

Die Zusätze zu den §§ 7tllld.~.'...?~~e.~~iltl1r:ll>~~genonunen.
Bei der. Beratung des §9. Zifferl .....•..•.... dlelilkh$~aJil>eJ~rin~e.tJBetrie})eitii~

Elektrotechniker, Fahrradschlosser, Mechaniker; Gelb-, •. Kuflst~· un~. NJ.~lgieBet,· Kupfert
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schmiede, Schlosser und Schmiede zu haltenden Lehrlinge~ntwiclrelt sich 'edoch eine
lebhafte Debatte. . _ . . -. J

. Herr ~ re t zer hebt hervor,. daß in der vorjährigen-Vollversammlung doch be-
schlossen ser, daß Handwerker, die ohne Gesellen arbeiteten nur 2 Leh lin h It.. . . . ,rlge aen
durften, Jetzt stände 10 der Vorlage aber wieder 3.

'. . Der Vor ~. i t zen d e teilt i~m hierauf mit, daß doch, wie schon gesagt, die vor­
Jähn?en. Beschlusse von Herzoglichem Staatsministerium nicht genehmigt seien. Nach
der jetzigen Vorlage solle es den unter Ziffer 1 genannten Gewerben falls kein Geselle
beschäftigt würde, g~stattet se~n, drei Lehrlinge in getrennten Jahr~ängen zu halten.
Der Vorsta~d habe ~lch. da die Gesuche wegen MehreinsteUung von Lehrlingen sich
besonders 10 den Elsen-Gewerben gemehrt hätten, davon überzeugt, daß namentlich
auf dem Lande großer Lehrlingsmangel herrsche und deshalb eine Abänderung der Vor.
sdIrift~n u~bedingt nötig sei. Der Ausschuß zur Regelung des Lehrlingswesens habe
auch 10 seiner am 8. d. Mts. stattgehabten Sitzung diese Vorschriften mit Stimmen­
mehrheit genehmigt und bitte er deshalb auch die Versammlung, sich mit der Annahme
dieser Vorschriften einverstanden zu' erklären. .

Herr Hof f man n bittet um Aufklärung, warum gerade für die unter Ziffer I
aufgeführten Gewerbe eine Ausnahmebestimmqng getroffen werden solle. .

. Herr R 0 se erwidert, daß doch in der vorjährigen Versammlung klar begründet
sei, weshalb den Schlossern ein Vorrecht gegenüber den anderen Gewerben eingeräumt
sei, und meint ferner noch, daß für das Schlosser-Handwerk sich doch wohl die meisten
Lehrlinge meldeten, eben deshalb, weil dieses Gewerbe die meisten Chancen hätte.

Herr Kr 0 ne man n ersucht die Versammlung um Genehmigung der Vorschriften.
Herr War n eck e will das gleiche Recht für alle Gewerbe.
Herr Fr eis e teilt mit, daß er im vorigen Jahre der stärkste Gegner gewesen sei.

Im Auftrage des Innungsausschusses stimme er aber den Bestimmungen der Vorlage zu.
. Herr Hoff man n ist ebenfalls der Ansicht: "Gleiches Recht für alle."

Herr R 0 s e gibt dann noch bekannt, daß er in der vorjährigen Versammlung keine
Ausnahme-Vorschriften für das Schlosser-Handwerk verlangt habe. Seinem Vorschlage
habe damals indes die Versammlung nicht zugestimmt.

Herr K e t t I erhebt noch hervor, daß er als Mitglied des Lehrlingsausschusses
anfangs speziell gegen die Sonder-Vorschriften für die Eisenbranche gewesen sei, er
habe schließlich aber doch zugestimmt und bitte nur,. daß für die unter Ziffer 2 aufge­
führten Gewerbe die alten Vorschriften bestehen bleiben möchten.

Der Vor si t z e n demacht die Versammlung darauf aufmerksam, daß die Vorlage,
wie sie eben zur Beratung stehe, ein Auszug aus den Vorschriften vieler anderer Hand­
werkskammern sei, in denen es ebenso gehalten würde. Er bitte deshalb nochmals,
dieser Vorlage zuzustimmen.

Aus der dann erfolgten Abstimmung ergibt sich, daß die Sonderbestimmungen
für die Eisengewerbe gegen ungefähr 5 Stimmen angenommen sind; auch der Gesellenaus­
schuß der Kammer ist einstimmig für die Annahme.

Das gleiche Ergebnis wird beziiglich der fUr die übrigen Gewerbe vorgese henen

Bestimmungen festgestellt.
Der S e kr et ä r macht' dann die Versammlung noch darauf aufmerksam, daß laut

Beschluß des Ausschusses für das Lehrlingswesenbei den unter Ziffer 2 aufgeführten
Handwerkszweigen auch das Gewerbe der Brauer mit aufzunehmen sei. Hiergegen erhebt

sich kein Widerspruch. .: •.... ...•. ..... •• ..
Herr Ve h e bittet, '. unter ...•• Bezugnahm~ auf den der Kammer eingereichten

.~trag, in .den Nachtrag ZU den .Lehrlingsvorschriften •noch eine Bestimmung da.rube r

aufzunehmen daß die MindestlebrteitfürweipIicheLebrli~welche das. Damenfriseur.­
~erbe $owlediein dieses Fachgehör~n~eAnfertigung.künstIiclter Haararbeiten er-

..••.•.I.....ent..•...•.:......••. e...•.n. w.o..neo •a.U.f..... m.iOdeste.ns ..2...••..Jahre..••.••.••.~...'. ..<...••...ettt...••.••. w..tl.• rde•..•.. ••.•..•..••.•....•......Ilet' Y. o;s i tz.en d e tei.lt. Illit,daB d~Anb"ag anerditlgSetwas:tuspat eingegangen,
.~d()chl1ochinder..stattgehabteJt Sit:tul1gaesA~usseszurRegelung.des Lehr-

~~t1$beti1cksichtigtsei~ •..•J)er•.•··~te~~~h~be)bescbl~ de~!,"­
~l>en, .....n~it1.,,~in~~tl ..~~.itau~ ••.••die.l\\ind~ehr:r~ltfur ..\Velbb~e

/i~ ••.S~hnei<ler-Hal1~\V~.~~ •.<.· ..f:r........~~•..~~~die "V"~n.tlun~.slch
··~Jnit~nvetstat1Clenedd:~n··.·zl1· ••~~.I)ic:s·.·.~etU.
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Bei Vo f ~ t t i entie gtDt· lerner deritlesthlUß aesAü~criUg~e~ nif~~getUiig· d~s
Lehrlingswesens bekannt daß. der Nachtrag .zu.den Lehrlingsvorschriftenlurl t Juli d, Js,
in untt etstidit die Vers:iilimluttg naHU~ii~ des gerihttriteri Ausscitusses
tim Zl1stHnmung.

Herr F r eis e erhebt hiergegen wilierspruch und hält es fHf tlthtiget daß ciie~e
Besfhtittiun~ sofort in Kraft treten. c

Der S e k r e t 11 t entgegnet; daß dieses ausgeschlossen sei, da die Vorlage erst n6ch·
der Genehritigung Herzoglichen Staatsministeritirris bediltfe.

Herr Fr e i s e zieht darauf seinen Ahtrag zurUck und die VersamriJlung erklärt sich
triit dem Beschluß des Ausschusses zur Regelung des LehrIings\tesens einverstanden.

Nachdem dann der Vor sitz end e die Vorlage nötl1hials Hit Ganzen zur Be~

ratung gestellt, wird dieselbe mit Stimmenmehrheft einschließlich der Stimmen des
Gesellenausschusses angenommen.

Im Anschlu.ß hieran weist der S e k r e t ä r rioch daraUf hin, daS der (jeSeIlen~ds.:;
scHuB det Kammer auch noch' seine Genehmigung zu den in der vorigen Vollversamm­
lung angenommenen Abänderungen des Lehrvertragsformulars und der AbänderUng der
Bezeichnung des Formulars für ein Lehrverhältnis zwischen Vater und Sohn in "Lehr­
verpflichtungsschein" zu erteilen habe. Er trägt deshalb die vorgenommenen ÄnderungeH
des Lehrvertragsformulars im einzelnen vor. Da dieselben vorherrschend ergänzender
und redaktioneller NaWr sind und auf den Inhalt des Vertrags nur insofern Einfluß
haben, als den vertragsscl1ließeiiden Parteien die Möglichkeit gegeben werden soll, Ab-

. machungen aller Art, itrie sie Itni.~hrverhäftrl.isvortukoillmen pflegen, zu treffen, werden
sie von den Mitg1iedettl des Gesellenausschusses und von der Versammlung einstimmig
gutgeheißen.

Herr f{ erb s t stellt die Anfrage, wie die.Bestirrimung itn § 6a des Lehrvertrages:
"Der Lehrling hat nach beendeter Arbeitszeit die WerkstllH aüfz,!räumen", zu verstehen
sei, ob dies auch soviel heißen solle, daß der Lehrling die \vetkstatt zu Tdnigen habe.

Der Vor s i t z end e entgegnet darauf, daß seiner Ansicht nach In f{atldwerks~
betrieben die Reinigung der Werkstatt zu den Lehrlingsarbeiten zu rechnen sei. Immerhin
könne man ja bei einem später wieder eintretenden Neudruck des Lehrvertragsformulars
noch einen entsprechenden Zusatz in dem genannten Paragraphen aufnehmen.

Die Versammlung ist damit einverstanden.
Hiernach wird die Sitzung vom Vorsitzenden mit kurzen Dankesworten an die

Mitglieder und den Gesellenausschuß der Kammer um 4 Uhr nachmittags geschlossen.

Der \rorsitzehde :
C. Osterloh.

Der Sekretär:
R. Bau m gar t e n.

Druck vpn E'insd;i~cher. WolfenbütteJ.
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